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Vorbemerkung: Zur Funktion der beiden Beiträge 

Die beiden Teile des vorliegenden Materialbandes F (Kap. 1 und 2) enthalten zwei selbstän-
dig verfasste Ausarbeitungen, die sich mit dem Genehmigungsrecht für Biogasanlagen be-
fassen, und zwar einerseits in verfahrensrechtlicher und andererseits in materiellrechtlicher 
(d.h. inhaltlicher) Hinsicht.  

Beide Ausarbeitungen dienen dem Ziel herauszuarbeiten, inwieweit Änderungen des gelten-
den Genehmigungsrechts zu empfehlen sind, um das Steuerungspotenzial des Genehmi-
gungsrechts für die Implementation von ambitionierten ökologischen Anforderungen auf ge-
eignete Weise zur Geltung zu bringen.  

Thema des ersten Teils / der ersten Ausarbeitung (Kap. 1) ist das Verfahrensrecht zur Ge-
nehmigung von Biogasanlagen, das sich gegenwärtig schon äußerlich als relativ unüber-
sichtlich darstellt. Es fehlt in Deutschland an einem Zulassungsrecht für Biogasanlagen „aus 
einem Guss“. Dadurch werden die Verfahrenserfordernisse aus dem Blickwinkel der (poten-
ziellen) Betreiberinnen und Betreiber der Anlagen nicht nur schwer durchschaubar. Vielmehr 
kommt es – vermehrt ausgerechnet bei kleineren Anlagen – darüber hinaus oft zu einer Viel-
zahl von nebeneinander durchzuführenden Verfahrensschritten gegenüber unterschiedlichen 
Behörden, so dass sich der Zeitraum bis zum Erhalt sämtlicher genehmigungsrechtlicher Si-
cherungen in die Länge zieht und sich auch die inhaltlichen Anforderungen nicht immer ver-
lässlich überschauen lassen. Aus der Perspektive der Steuerung von Umweltanforderungen 
ergeben sich daraus ebenfalls nur Nachteile: Denn wo es an einer einheitlichen verfahrens-
rechtlichen Grundlage fehlt, gestaltet es sich notwendigerweise schwieriger, an überein-
stimmenden Maßstäben ausgerichtete inhaltliche Anforderungen umzusetzen.  

Thema des zweiten Teils / der zweiten Ausarbeitung (Kap. 2) ist die daran anknüpfende wei-
tergehende Frage, ob und auf welche Weise die im Forschungsvorhaben entwickelten in-
haltlichen Ziele einer ökologischen Optimierung der Erzeugung und Nutzung von Biogas 
wirksam und zugleich praktikabel durch Regelungen des Anlagengenehmigungsrechts – o-
der an anderer Stelle im Rechtssystem – implementiert werden können. Mit anderen Worten: 
Es wird herausgearbeitet, ob und ggf. unter welchen Voraussetzungen das Anlagengeneh-
migungsrecht eine geeignete Regelungsplattform für die Durchsetzung der verschiedenen 
inhaltlichen Anforderungen zur ökologischen Optimierung bietet.  
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Die zweite Ausarbeitung setzt beim materiellen Anlagengenehmigungsrecht an, weil die-
ses nach dem Konzept des deutschen Umweltrechts instrumentell im Mittelpunkt der umwelt-
rechtlichen Regelungen steht. Da jede Biogasanlage (mindestens) einer Genehmigung 
(gleich welcher Art) bedarf, bietet sich der Akt der Genehmigung grundsätzlich als geeigneter 
Anknüpfungspunkt für umweltbezogene Anforderungen an. Allerdings gilt das nicht für die 
Erfordernisse aus allen tangierten inhaltlichen Bereichen, da das Anlagenzulassungsrecht 
logisch nur diejenigen Anforderungen gut erfassen kann, die sich auf die Anlage selbst be-
ziehen (und daher z.B. allenfalls mittelbar auf die Art der landwirtschaftlichen Erzeugung be-
zogen werden können). Deshalb fokussiert Teil 2 nicht ausschließlich auf das Anlagenzulas-
sungsrecht, sondern richtet sich zugleich auch darauf zu untersuchen, inwieweit sich (ggf. 
bessere) regelungstechnische Alternativen innerhalb anderer Rechtskomplexe anbieten. 
Solche andere Rechtskomplexe können sowohl solche des Ordnungs- bzw. Überwachungs-
rechts sein (z.B. des Düngerechts oder des Gewässerschutzrechts) als auch solche des 
speziellen Förderrechts (z.B. das EEG oder das Agrarförderrecht). Von daher ergeben sich 
für Teil 2 relativ enge Bezüge zu den Ausarbeitungen von Kap. L (Agrarförderrecht) und M 
(Regelungstechnische Optionen im EEG) des Materialienbandes. Umgekehrt wurden inner-
halb von Teil 2 die inhaltlichen Arbeitsergebnisse mehrerer fachlicher Beiträge des Materia-
lienbandes reflektiert (insb. der Ausarbeitungen zu H – Mindestanforderungen an Anlagen – 
und E – Naturschutzfachliche Anforderungen).   

Die beiden Teile / Ausarbeitungen sind getrennt voneinander zu unterschiedlichen Zeit-
punkten im Verlaufe des Forschungsvorhabens entstanden und hatten im Erkenntnispro-
zess des Vorhabens eine jeweils spezifische Funktion:  

• Teil 1 entstand Mitte 2005 in einer relativ frühen Phase des Forschungsvorhabens, in der 
es intern (auch) darum ging, eine juristische Erkenntnisgrundlage zu liefern, welche den 
Vertrete/inne/n der Fachdisziplinen einen besseren Zugang zur rechtlichen Dimension 
des Forschungsvorhabens verschafft. Folglich ist dieser Beitrag überwiegend analy-
tisch/beschreibend angelegt – dies allerdings konsequent unter der Zielsetzung, die 
Strukturen und Probleme des Verfahrensrechts im Einzelnen zu verdeutlichen, um hieran 
anknüpfend Lösungsansätze herausarbeiten zu können. Der Beitrag wurde für die Ab-
fassung des Endberichts nur redaktionell überarbeitet/ aktualisiert. 

• Die Ausarbeitung des Teils 1 diente damit praktisch auch der Vorbereitung eines speziel-
len Workshops zum Anlagengenehmigungsrecht, der im März 2007 stattfand und auf 
dem einerseits die verfahrensrechtlichen Probleme und andererseits die regelungstech-
nischen Möglichkeiten zur Durchsetzung anspruchsvoller ökologischer Standards im An-
lagengenehmigungsrecht (oder in anderen Rechtsgebieten) ausführlich erörtert wurden.  

• Teil 2 entstand unter Auswertung der Ergebnisse dieses Workshops in der Endphase 
des Vorhabens (Ende 2007), nachdem Teilergebnisse aus dem Diskussionsprozess her-
aus bereits an anderer Stelle im Forschungsvorhaben (insb. in den Ausarbeitungen der 
kap. L und M sowie H des Materialienbandes) verwertet wurden. Auf Grund des späten 
Bearbeitungszeitpunktes war es möglich, die anderen Arbeitsergebnisse des Vorhabens 
umfassend zu berücksichtigen.  
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1 Probleme der genehmigungsrechtlichen Einstufung von  
Biogasanlagen  

1.1 Die Bedeutung der genehmigungsrechtlichen Zuordnung  
Die zentrale Differenzierungslinie des in Deutschland geltenden Genehmigungsrechts für 
umweltbedeutsame Anlagen verläuft zwischen Anlagen, für die ein Genehmigungsverfahren 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) erforderlich ist, und solchen, bei 
denen die Baugenehmigung das zentrale Genehmigungserfordernis darstellt.  

Für sich genommen ist diese Unterscheidung zunächst verfahrensrechtlicher Natur. Je 
nachdem, ob die Anlage immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig ist oder nicht, 
entscheidet sich, nach welchen Vorschriften sich das Genehmigungsverfahren richtet und 
welche Behörden zuständig sind (wobei Letzteres in jedem Bundesland auf Grund Landes-
rechts eigenständig geregelt ist). An diese Unterscheidung sind jedoch auch materiellrecht-
liche Folgen geknüpft, da das BImSchG die (immissionsschutzrechtliche) nicht genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen auch hinsichtlich der sachlichen Anforderungen unterschiedlich 
behandelt.  

Verfahrensrechtlich gilt:  

• Sofern das Vorhaben als „Kerngenehmigung“ lediglich einer Baugenehmigung bedarf – 
also immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftig ist, weil es nicht als beson-
ders umweltbedeutsam betrachtet wird –, können neben der Baugenehmigung noch wei-
tere Einzelgenehmigungen notwendig werden, wie etwa solche des Baumschutzrechts 
(falls eine Baumfällung beabsichtigt ist) oder – was bei Biogasanlagen den wichtigeren 
Fall darstellt – eine Zulassung nach den Bestimmungen der EG-Verordnung über den 
Umgang mit tierischen Nebenprodukten (EG-VO Nr. 1774/2002)1. Integriert ist bei Bau-
genehmigungen demgegenüber in der Regel die Zulassung der Anlage im Hinblick auf 
den Umgang mit wassergefährdenden Stoffen, da die betreffenden landesrechtlichen 
Bestimmungen des Wasserrechts entsprechende Verknüpfungen mit dem Baugenehmi-
gungsrecht vorsehen. 

• Bei immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen entfällt demgegen-
über grundsätzlich2 die Notwendigkeit, weitere Genehmigungen einzuholen, weil die im-
missionsschutzrechtliche Genehmigung mit einer „Konzentrationswirkung“ ausgestattet 
ist. Das bedeutet, dass alle an sich von anderen Genehmigungen erfassten Zulässig-
keitsfragen im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren mit überprüft und 
abschließend über sie mit entschieden wird (vgl. § 13 sowie § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). 
Das gilt auch und insbesondere für die Baugenehmigung und die unter Umständen erfor-
derliche Zulassung nach tierseuchenrechtlichen Vorschriften. Die Konzentrationswirkung 
bietet eine gute Grundlage dafür, zu einer einheitlichen Verwaltungspraxis auch hinsicht-
lich der materiellen Anforderungen an die Anlagen zu kommen.  

                                                 
1 ABl. EG 2002 L 273, S. 1, geändert durch VO (EG) Nr. 808/2003, ABl. EG 2003 Nr. L 117. S. 1. 
2 Eine Ausnahme bilden wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen nach §§ 2 ff. des Wasserhaushaltsge-

setzes (WHG).  
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• Verfahrenstechnisch ist weiter zu beachten, dass sowohl im immissionsschutzrechtlichen 
als auch im rein baurechtlichen Genehmigungsverfahren das Einvernehmen (also die 
Zustimmung) durch die Gemeinde eingeholt werden muss (vgl. § 36 des Baugesetzbu-
ches – BauGB). Die Gemeinde gibt innerhalb des Verfahrens eine verbindliche Stellung-
nahme darüber ab, ob sie mit dem Vorhaben einverstanden ist. Eine ggf. mögliche Ver-
weigerung der Zustimmung darf die Gemeinde aber nur darauf stützen, dass das Vorha-
ben mit den maßgebenden Bestimmungen des Bauplanungsrechts nicht übereinstim-
me. Die Gemeinde hat also kein freies Mitentscheidungs-Ermessen.  

• Für besonders große/leistungsstarke immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige 
Anlagen kann sich unter Umständen auch das Erfordernis einer Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVP) ergeben. Die UVP stellt jedoch kein gesondertes Genehmigungs-
verfahren dar, sondern hat den Status eines (unselbständigen) Bestandteils des eigentli-
chen Genehmigungsverfahrens (vgl. § 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits-
prüfung – UVPG), erhöht also ggf. den Aufwand des Genehmigungsverfahrens, tritt aber 
nicht neben dieses als gesondertes eigenständiges Genehmigungserfordernis. Den Kern 
der UVP bildet die durch den Anlagenbetreiber beizubringende umfassende Umweltver-
träglichkeitsuntersuchung (UVU), in der typischerweise insbesondere die Auswirkungen 
der Anlage auf die natürliche Umwelt in der unmittelbaren Umgebung sachverständig ab-
zuprüfen und zu beurteilen sind (vgl. § 6 UVPG); sie muss vor der Antragstellung fertig 
gestellt worden sein, da sie zu den Gegenständen der Öffentlichkeitsbeteiligung im im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren gehört und deshalb bereits mit den 
Antragsunterlagen eingereicht werden muss.  

Materiellrechtlich gilt:  

• In inhaltlicher Hinsicht hat die Zuordnung von Anlagen zum Regime der immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen zur Folge, dass an die Anlagen 
grundsätzlich höhere umwelttechnische Anforderungen gestellt werden. § 5 BImSchG 
verlangt für alle genehmigungsbedürftigen Anlagen insbesondere, dass eine Emissions-
minderung nach dem Stand der Technik zu erfolgen hat (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG). 
Bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen ist das grundsätzlich3 nicht der Fall. Nähere 
Konkretisierungen zu den Anforderungen an die Emissionsminderung für die genehmi-
gungsbedürftigen Anlagen befinden sich in der Technischen Luft (TA Luft). Konkrete 
rechtliche Anforderungen zur Minderung von Emissionen bei nicht genehmigungsbedürf-
tigen Anlagen existieren nicht.  

• Im Hinblick auf Anforderungen aus anderen Rechtsbereichen wird nicht zwischen im-
missionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen und anderen Anlagen unterschieden.  

                                                 
3 Allerdings sieht das BImSchG auch für die nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen vor, dass durch Rechtsver-

ordnung besondere Emissionsanforderungen gestellt werden können. 
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1.2 Immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen 

1.2.1 Allgemeines 
Ob eine Anlage dem immissionsschutzrechtlichen Genehmigungserfordernis unterworfen ist, 
ergibt sich aus den Bestimmungen der 4. BImSchV (= Verordnung über genehmigungsbe-
dürftige Anlagen / 4. Durchführungsverordnung zum BImSchG).  

Die 4. BImSchV enthält in ihrem Anhang eine Auflistung sämtlicher genehmigungsbedürftiger 
Anlagen. Dabei unterscheidet sie unter Anwendung von bestimmten Kriterien (insb. nach der 
technischen Art der Anlage, ihrer Leistung/Größe und/oder der Menge der Einsatzstoffe) 
zwischen Anlagen, für die ein reguläres Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG 
durchgeführt werden muss (= Spalte 1 des Anhangs zur 4. BImSchV), und solchen, für die 
lediglich ein vereinfachtes Genehmigungsverfahren gemäß § 19 BImSchG erforderlich ist 
(= Spalte 2 des Anhangs zur 4. BImSchV).  

Das reguläre Verfahren unterscheidet sich von dem vereinfachten Genehmigungsverfahren 
in erster Linie dadurch, dass im erstgenannten Falle die Öffentlichkeit am Verfahren betei-
ligt werden muss. Die Pläne für das Projekt müssen dann öffentlich ausgelegt werden, und 
es können aus dem Kreis der Öffentlichkeit heraus Stellungnahmen und Anregungen abge-
geben werden (vgl. § 10 Abs. 3 BImSchG). Im vereinfachten Verfahren – welches bei Bio-
gasanlagen in aller Regel Anwendung findet – ist das nicht vorgesehen. Der zeitliche Auf-
wand ist folglich für das reguläre Genehmigungsverfahren ungleich größer als für das verein-
fachte Verfahren.  

Das Gesetz selbst geht für den Regelfall davon aus, dass reguläre Genehmigungsverfahren 
innerhalb von sieben und vereinfachte Verfahren innerhalb von vier Monaten abgeschlossen 
sein sollen (vgl. § 10 Abs. 6a BImSchG). Das vereinfachte Verfahren erfordert somit von der 
Größenordnung her keinen wesentlich anderen Zeitaufwand als ein isoliertes Baugenehmi-
gungsverfahren. Es können sich sogar deutliche zeitliche Vorteile ergeben, weil sich durch 
die mit dem immissionsschutzrechtlichen Verfahren verbundene Konzentrationswirkung 
(§ 13 BImSchG) die Durchführung von an sich unter Umständen erforderlichen zusätzlichen 
weiteren Zulassungsverfahren erübrigt. 

Praktisch gehandhabt wird die Konzentrationswirkung des immissionsschutzrechtlichen Ge-
nehmigungsverfahrens, indem die für die anderen Rechtsgebiete zuständigen Behörden in-
nerhalb des immissionsschutzrechtlichen Verfahrens fachliche Stellungnahmen abgeben 
(vgl. § 10 Abs. 5 BImSchG). Die Genehmigungsbehörde ist an diese Stellungnahmen aller-
dings nicht gebunden. Sie entscheidet in ihrem Bescheid in eigener Verantwortung auch ü-
ber die Vereinbarkeit des Vorhabens mit den anderen Rechtsgebieten mit. Eine Abweichung 
von der fachbehördlichen Stellungnahme ist nur unzulässig, wenn durch besondere Rechts-
vorschrift zum Ausdruck gebracht wird, dass das Einvernehmen oder die Zustimmung der 
Fachbehörde erforderlich ist.4 Im Ergebnis darf eine positive Genehmigungsentscheidung 
nur ergehen, wenn dem Vorhaben über die immissionsschutzrechtlichen Vorgaben hinaus 
(auch) keine anderen öffentlich-rechtliche Vorschriften entgegenstehen (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 2 
                                                 
4 So liegt es bei dem gesetzlich geforderten gemeindlichen Einvernehmen in bauplanungsrechtlicher Hinsicht 

(siehe unter 1.4.4.2) und bei dem wasserbehördlichen Einvernehmen in Bezug auf Anlagen zum Umgang mit 
wassergefährdenden Stoffen (siehe dazu unter 1.4.2.1).  
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BImSchG). Stimmt das Vorhaben mit allen einschlägigen Vorschriften des materiellen (inhalt-
lichen) Rechts überein, so muss es durch die zuständige Behörde genehmigt werden (vgl. 
§ 6 Abs. 1 BImSchG); ein Ermessen steht der Zulassungsbehörde nicht zu. 

Regelungstechnisch eng verzahnt mit den Einstufungen der 4. BImSchV sind die Vorgaben 
zur UVP. Das UVPG verlangt für besonders umweltrelevante Anlagen stets eine UVP, für 
Anlagen mit in der Regel geringerer Umweltrelevanz zum Teil eine allgemeine oder stand-
ortbezogene Vorprüfung, ob eine UVP durchgeführt werden muss (vgl. Anlage 1 zum 
UVPG). Insbesondere die letztgenannten Bestimmungen des UVPG können für Biogasanla-
gen unter Umständen zum Zuge kommen (siehe dazu im Einzelnen unten, 1.2.2). Für den 
Fall, dass sich aus der Vorprüfung das Erfordernis einer UVP ergeben sollte, sieht die 
4. BImSchV vor, dass statt des vereinfachten ein reguläres Genehmigungsverfahren (mit Öf-
fentlichkeitsbeteiligung) durchzuführen ist (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 1 c) der 4. BImSchV). 

Zu beachten ist, dass die 4. BImSchV den in der Praxis üblichen umfassenden Begriff der 
„Biogasanlage“ nicht verwendet und kein in sich geschlossenes Kriterienraster für die Ge-
nehmigungsbedürftigkeit des Anlagentypus „Biogasanlage“ entfaltet. Die Verordnung nimmt 
insofern – wie auch sonst in der Regel – nicht die gesamte Betriebsstätte als einem gemein-
samen Zweck dienende einheitliche Anlage in den Blick, sondern fokussiert auf bestimmte 
einzelne umweltrelevante Einrichtungen, Prozessschritte und Tätigkeiten, welche aus sich 
heraus die Genehmigungsbedürftigkeit auslösen. Maßgebend sind für Biogasanlagen die 
verschiedenen Aussagen des Anhangs zur 4. BImSchV über: 

- Anlagen zur Erzeugung von Strom oder Wärme durch Feuerung (Nr. 1.1-1.5) 
- Anlagen zur biologischen Behandlung bestimmter Substanzen (Nr. 8.6) 
- Anlagen zur Lagerung bestimmter Stoffe (Nr. 8.12-8.14, Nr. 9.36). 

Ob eine bestimmte Anlage im Einzelfall immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig 
ist, ergibt sich aus diesen speziellen Vorschriften. Unter Umständen kann eine Biogasanlage 
darüber hinaus auch als Nebeneinrichtung eines größeren Betriebskomplexes genehmi-
gungsbedürftig sein (z.B. als betrieblich integrierter Bestandteil einer Tierkörperbeseiti-
gungsanlage oder einer Anlage zur Herstellung/Verarbeitung von Lebensmitteln, vgl. Kap. 7 
des Anhangs zur 4. BImSchV).  

Es kann sich folglich ergeben, dass Teile einer Biogasanlage (Verbrennungsaggregat, 
Fermenter, Lager) unter bestimmten Aspekten die Voraussetzungen der immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungsbedürftigkeit erfüllen, andere Teile für sich genommen jedoch 
nicht. In solcherart Fällen stellt sich die weitergehende Frage, ob und unter welchen Voraus-
setzungen die übrigen Bestandteile des Anlagenkomplexes in die immissionsschutzrechtli-
che Genehmigung mit einbezogen werden oder verfahrensrechtlich eine gesonderte Stellung 
behalten.  

Die maßgebenden Regelungen hierzu befinden sich in § 1 Abs. 2 Nr. 1 und 2 der 4. 
BImSchV. Diese unterscheiden einerseits die Haupteinrichtung der begrifflich selbst vom 
Anhang erfassten Anlage (Nr. 1), andererseits bestimmte Nebeneinrichtungen (Nr. 2). Zu 
betonen ist, dass die Vorschriften ihrem Wortlaut nach nicht von vornherein davon ausge-
hen, dass die gesamte Betriebsstätte einschließlich aller Anlagenteile und Verfahrensschritte 
der begrifflich erfassten Anlage zuzurechnen ist (siehe hierzu im Einzelnen unten, unter 
1.2.5).  

Daher kann es sein, dass für den Gesamtkomplex einer aus Lager, Vergärungseinrichtung 
und Feuerungsstätte bestehenden Biogasanlage kein gemeinsames einheitliches Ge-
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nehmigungsverfahren stattfindet, sondern nur ein Teil der Betriebsstätte immissionsschutz-
rechtlich genehmigt werden muss, während für andere Teile daneben ein baurechtliches Zu-
lassungsverfahren durchzuführen ist. In einem solchen Fall ist der Verfahrensaufwand be-
sonders groß. In der Praxis scheint es allerdings großenteils so zu sein, dass die Immissi-
onsschutzbehörden die Vorschriften (aus hiesiger Sicht sachgerecht) in einer pragmatischen 
Interpretation eher weit auslegen und auf dieser Grundlage dazu tendieren, nicht selbständig 
immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtige Einrichtungen im Zweifelsfall als Neben-
einrichtung der genehmigungsbedürftigen Anlage anzusehen und so zu einem einheitlichen 
Genehmigungsverfahren zu kommen.5 

1.2.2 Anlagen zur Erzeugung von Nutzenergie aus Biogas 
(Feuerungsanlagen) 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und die Zuordnung zu den bei-
den Verfahrensarten (reguläres oder vereinfachtes Genehmigungsverfahren) werden durch 
den Anhang der 4. BImSchV für mit Biogas betriebene Feuerungsanlagen anhand von drei 
Kriterien differenziert festgelegt:  

- dem Zweck der Anlage (Strom oder Wärmeerzeugung einerseits, Maschinenantrieb 
andererseits),  

- ihrer technischen Art (Verbrennungsmotoranlage, Gasturbinenanlage, sonstige Feue-
rungsanlage)  

- und der jeweiligen Feuerungswärmeleistung (FWL).  

Die für die Verpflichtungen im Hinblick auf die UVP maßgebende Anlage 1 des UVPG folgt 
dieser Systematik, enthält für bestimmte Anlagenarten aber weiter ausdifferenzierende Klas-
sifizierungen.  

Im Einzelnen ergibt sich aus den Vorgaben des Anhangs zur 4. BImSchV und der Anlage 1 
zum UVPG die aus der nachfolgenden Tabelle ersichtliche Verfahrenszuordnung. Soweit die 
4. BImSchV keine Regelung für die betreffende Anlage enthält, bedarf diese nach Maßgabe 
des Landesbaurechts lediglich einer Baugenehmigung.  

Tabelle 1: Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und Verpflichtungen nach 
dem UVPG für Anlagen zur Erzeugung von Nutzenergie aus Biogas 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und Verpflichtungen nach dem UVPG für 
Anlagen zur Erzeugung von Nutzenergie aus Biogas  
Feuerungswärme-
leistung (FWL)  

Art. des Genehmi-
gungsverfahrens 
gem. 4. BImSchV 

Rechtsgrundlagen 
im Anhang der 4. 
BImSchV 

Verpflichtung nach 
UVPG 

Rechtsgrundlagen in 
Anlage 1 zum 
UVPG 

1. Verbrennungsmotoranlagen und Gasturbinen zur Herstellung von Strom oder Wärme 
ab 200 MW FWL: 
stets UVP-Pflicht  

Nr. 1.1 
 

ab 50 MW regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

Nr. 1.1, Spalte 1 

bis unter 200 MW 
FWL: Allgemeine 
Vorprüfung 

Nr. 1.1.2 

                                                 
5 So übereinstimmend mehrere Teilnehmer/innen auf dem Workshop des Forschungsvorhabens zum Anlagenge-

nehmigungsrecht vom 7. März 2007. 
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10 bis unter 50 MW vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG)* 

Nr. 1.2, Spalte 2, 
Buchst. 

Standortbezogene 
Vorprüfung* 

Nr. 1.1.4 

1 bis unter 10 MW vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG)* 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.4, 
Sp. 2, Buchst. b) aa)
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.5, Spalte 
2, Buchst. b) aa) 

Standortbezogene 
Vorprüfung* 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.3.2
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.5.2 

unter 1 MW --- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

2. Verbrennungsmotoranlagen und Gasturbinen zum Antrieb von Arbeitsmaschinen  
ab 200 MW FWL: 
stets UVP-Pflicht  
 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.2.1
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.4.1 

ab 50 MW regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.4, 
Spalte 1 
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.5, Spal-
te 1 

bis unter 200 MW 
FWL: Allgemeine 
Vorprüfung 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.2.2
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.4.2 

1 bis unter 50 MW vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG)* 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.4, 
Spalte 2, Buchst. a) 
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.5, Spalte 
2, Buchst. a)  

Standortbezogene 
Vorprüfung* 

- Verbrennungsmo-
toranlagen: Nr. 1.2.3
- Gasturbinenanla-
gen: Nr. 1.4.3 

unter 1 MW --- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

3. Sonstige Feuerungsanlagen zur Erzeugung von Nutzenenergie  
ab 200 MW FWL: 
stets UVP-Pflicht 

Nr. 1.1 
 

ab 50 MW regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

Nr. 1.1, Spalte 1 

bis unter 200 MW 
FWL: Allgemeine 
Vorprüfung 

Nr. 1.1.2 

10 bis unter 50 MW vereinfacht  (nach 
§ 19 BImSchG)* 

Nr. 1.2, Spalte 2, 
Buchst. b) 

Standortbezogene 
Vorprüfung* 

Nr. 1.1.4 

unter 10 MW --- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

* Beachte: Ergibt die Vorprüfung nach dem UVPG, dass eine UVP erforderlich ist, findet statt des vereinfachten 
ein regulären immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung statt. 

1.2.3 Anlagen zur Erzeugung von Biogas durch biologische Behandlung 
(Vergärungsanlagen)  

Vergärungsanlagen werden in der 4. BImSchV und den Bestimmungen des UVPG nur ange-
sprochen, soweit es um Anlagen zur Vergärung von Abfällen im Sinne des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallgesetzes (KrW-/AbfG) geht. Anknüpfungspunkt hierfür sind die Bestim-
mungen des Anhangs der 4. BImSchV über „Anlagen zur biologischen Behandlung“ (siehe 
dort Nr. 8.6), zu denen auch Vergärungsanlagen gezählt werden. 

Anlagen, in denen ausschließlich Stoffe vergoren werden, bei denen es sich nicht um Abfälle 
im abfallrechtlichen Sinne handelt, sind demnach immissionsschutzrechtlich nicht genehmi-
gungspflichtig; sie bedürfen daher als Kernzulassung einer Baugenehmigung. Keine Abfälle 
sind namentlich Energiepflanzen, die (von vornherein) zum Zwecke der energetischen Nut-
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zung in Biogasanlagen angebaut bzw. geerntet wurden. Werden darüber hinaus auch Rest-
stoffe aus der landwirtschaftlichen Produktion oder der Tierhaltung vergoren, so muss für 
den einzelnen Stoff geklärt werden, ob es sich um Abfall handelt oder nicht (siehe dazu auch 
weiter unten, im Anschluss an die Tabelle). 

Werden zur Vergärung Abfälle eingesetzt, so kommt es nach den maßgebenden Regelun-
gen weiter darauf an, ob diese von den Vorschriften des Abfallrechts ihrer Art nach als „be-
sonders überwachungsbedürftig“ (gefährlich) oder nicht als „besonders überwachungsbe-
dürftig“ (gefährlich) eingestuft sind.6 Ob eine Abfallart besonders überwachungsbedürftig ist, 
richtet sich nach den Bestimmungen der Abfallverzeichnisverordnung (AVV).  

Für die Vergärung zum Zwecke der Erzeugung von Biogas ist die Kategorie der besonders 
überwachungsbedürftigen Abfälle bislang praktisch weitgehend unbedeutend, insbesondere 
weil sich aus der Vergärung solcher Stoffe Folgebelastungen in den Gärrückständen erge-
ben können, die einer Nutzung der Gärreste zu Düngezwecken entgegenstehen können. Er-
heblich größer ist demgegenüber die Relevanz der Regelungen für Anlagen, in denen ande-
re (nicht überwachungsbedürftige) Abfälle biologisch behandelt werden.  

Im Einzelnen ergibt sich für Anlagen zur biologischen Behandlung (Vergärung) aus den Be-
stimmungen des Anhangs zur 4. BImSchV und der Anlage 1 zum UVPG die aus der nach-
folgenden Tabelle ersichtliche Zuordnungssystematik:  

 

Tabelle 2: Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und Verpflichtungen nach 
dem UVPG für Anlagen zur Herstellung von Biogas durch biologische Behandlung 
von Stoffen (Vergärungsanlagen) 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und Verpflichtungen nach dem UVPG für 
Anlagen zur Herstellung von Biogas durch biologische Behandlung von Stoffen (Vergärungsanlagen) 
Maßgebendes Leis-
tungsmerkmal: 
Durchsatzleistung  

Art. des Genehmi-
gungsverfahrens 
gem. 4. BImSchV 

Rechtsgrundlagen 
im Anhang der 4. 
BImSchV 

Verpflichtung nach 
UVPG 

Rechtsgrundlagen in 
Anlage 1 zum 
UVPG 

1. Anlagen zur biologischen Behandlung von besonders überwachungsbedürftigen Abfällen  
… mit einer Durch-
satzleistung von 10 
Tonnen Abfällen 
oder mehr je Tag  

regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

Nr. 8.6, Spalte 1, 
Buchstabe a) 

stets UVP-Pflicht Nr. 8.3.1 

… mit einer Durch-
satzleistung von 1 
Tonne bis weniger 
als 10 Tonnen Ab-
fällen je Tag 

vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG)* 

Nr. 8.6, Spalte 2, 
Buchst. a) 

Standortbezogene 
Vorprüfung* 

Nr. 8.3.2 

… mit einer geringe-
ren Durchsatzleis-
tung an Abfällen 

--- --- --- --- 

                                                 
6 Das KrW-/AbfG verwendet die Kategorie der „besonders überwachungsbedürftigen Abfälle“. Diese bezeichnet 

dieselben Abfälle, die durch die maßgebenden europarechtlichen Regelungen als „gefährliche Abfälle“ betitelt 
werden. 



IFEU & Partner  Nachhaltiger Biogasausbau 

– 11 – 

2. Anlagen zur biologischen Behandlung von sonstigen (nicht besonders überwachungsbedürftigen) 
Abfällen  
… mit einer Durch-
satzleistung von 50 
Tonnen Abfällen 
oder mehr je Tag    

regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

Nr. 8.6, Spalte 1, 
Buchstabe b) 

Allgemeine Vorprü-
fung* 

Nr. 8.4.1 

… mit einer Durch-
satzleistung von 10 
Tonne bis weniger 
als 10 Tonnen Ab-
fällen je Tag 

vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG)* 

Nr. 8.6, Spalte 2, 
Buchst. b) 

Standortbezogene 
Vorprüfung* 

Nr. 8.4.2 

… mit einer geringe-
ren Durchsatzleis-
tung an Abfällen  

--- --- --- --- 

3. Anlagen zur biologischen Behandlung von sonstigen Stoffen aller Art 
… ungeachtet der 
Durchsatzmengen 

--- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

* Beachte: Ergibt die Vorprüfung nach dem UVPG, dass eine UVP erforderlich ist, findet statt des vereinfachten 
ein regulären immissionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung statt. 

 

Die durch die 4. BImSchV getroffenen verfahrensrechtlichen Qualifizierungen für Vergä-
rungsanlagen werfen aus rechtlicher Sicht zwei schwierige Problemstellungen auf:  

- Zum einen ist nicht eindeutig, worauf sich die in Nr. 8.6 des Anhangs zur 4. BImSchV 
aufgestellten Mengenschwellen beziehen: auf die Menge der im Gärgut befindlichen 
Abfälle oder auf die Menge der zu vergärenden Stoffe insgesamt.  

- Zum anderen lässt die Bestimmung aus sich heraus nicht klar erkennen, ob landwirt-
schaftliche Rückstände, die im Bereich des Düngerechts als „Wirtschaftsdünger“ und 
nicht als „Abfall“ betrachtet werden, im Kontext von Nr. 8.6 des Anhangs zur 4. 
BImSchV als „Abfälle“ anzusehen sind oder nicht.  

Beide Fragen werden in der behördlichen Praxis uneinheitlich beantwortet.  

Zum Aspekt der maßgebenden Mengenschwellen heißt es etwa im Biogashandbuch des 
im Land Bayern zuständigen Staatsministeriums, bei der Ermittlung der Durchsatzleistung 
von Anlagen der Nummer 8.6 des Anhangs der 4. BImSchV seien „sämtliche Einsatzstoffe, 
also nicht nur die mit Abfalleigenschaften, zu addieren“7. Praktisch führt diese Auffassung 
dazu, die Anwesenheit selbst minimaler Anteile von Abfällen im Gärgut zum Anlass zu neh-
men, das Gärmaterial insgesamt als Abfall zu betrachten. Anlagen, in denen auch nur ge-
ringfügige Mengen an Bioabfall eingesetzt werden, würden dadurch in die immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungspflicht „hineinrutschen“. Demgegenüber formuliert der einschlägige 
ministerielle Runderlass für das Land Nordrhein-Westfalen aus dem Jahr 2002, Vergärungs-
anlagen seien immissionsschutzrechtlich zu genehmigen, „wenn die Durchsatzleistung von 
10 Tonnen je Tag nicht besonders überwachungsbedürftiger Abfälle bzw. 1 Tonne je Tag 

                                                 
7 Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz: Biogashandbuch Bayern (Stand 

Dezember 2004), Kap. 2.1.3.2.2 (S. 7). 
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besonders überwachungsbedürftiger Abfälle (…) überschritten wird“8. Diese Wortwahl legt es 
nahe, die Bezugsgröße allein auf die Menge der im Gärgut befindlichen Abfälle zu beziehen.    

Hinsichtlich der Abfalleigenschaft von landwirtschaftlichen Reststoffen wird im Biogas-
handbuch Bayern betont, tierische Ausscheidungen wie Festmist, Gülle, Jauche und ähnli-
che der landwirtschaftlichen Produktion unterliegende Nebenerzeugnisse unterfielen nicht 
dem Abfallbegriff des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes.9 In der Konsequenz läuft die-
se Ansicht darauf hinaus, Anlagen, in denen nur landwirtschaftliche Rückstände und Ener-
giepflanzen eingesetzt werden, als immissionsschutzrechtlichen nicht genehmigungspflichtig 
anzusehen. Im Kontrast dazu heißt es jedoch in dem vom zuständigen Brandenburgischen 
Landesministerium herausgegebenen Ratgeber „Biogas in der Landwirtschaft“ aus dem Jahr 
2003 (mit Ausrufezeichen): „Wirtschaftsdünger nach § 1 Nr. 2 des Düngemittelgesetzes 
(DüMG) (tierische Ausscheidungen, Gülle, Jauche, Stallmist, Stroh sowie ähnliche Nebener-
zeugnisse aus der landwirtschaftlichen Produktion) sind in der Regel als Abfall im Sinne des 
§ 3 Abs. 3 Nr. 1 KrW-/AbfG zu betrachten!“10 

Die Unsicherheiten in der rechtlichen Interpretation der Nr. 8.6 im Anhang der 4. BImSchV 
sind äußerst unerfreulich, zumal eine rechtssichere Klärung durch die Gerichte nicht erwartet 
werden kann, weil die potenziellen Investoren nicht bereit sein dürften, ihr Projekt für die 
Dauer des dafür notwendigen gerichtlichen Verfahrens für mehrere Jahre „auf Eis zu legen“. 
Dabei ist auch zu bedenken, dass es hier nicht um den Umgang mit Randaspekten oder be-
sonderen Arten von Gärstoffen geht, sondern um die zutreffende verfahrensrechtliche Ein-
ordnung der Mehrzahl aller Anlagen. Von daher wäre eine Klärung durch den Gesetz- bzw. 
Verordnungsgeber wünschenswert.  

Als rechtlich klarste, aus behördlicher Sicht praktikabelste und zugleich aus Betreibersicht in 
wesentlichen Punkten vorteilhafte Lösung bietet sich hierfür an, Biogasanlagen als betriebli-
che Gesamtkomplexe (d.h. als notwendigen Einrichtungen und Prozessschritte umfassend) 
ungeachtet der in ihnen zum Einsatz kommenden Gärstoffe generell für (im vereinfachten 
Verfahren) immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig zu erklären.11 

 

 

 

 

                                                 
8 Zulässigkeit von Biogasanlagen, Immissionsschutzrechtliches und Bau- Genehmigungsverfahren. Gem. RdErl. 

d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz – II-5 –2289.64.10 / V-7 – 
8851.1.6/4 u. d. Ministeriums für Städtebau und Wohnen, Kultur und Sport - II A 1.901.34 – v. 23.1.2002, Ziff. 1. 

9 Biogashandbuch Bayern, a.a.O. 
10 Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Brandenburg (Hrsg.): Biogas in 

der Landwirtschaft. Erarbeitet von der Arbeitsgruppe BIOGAS der Brandenburgischen Energie Technologie Ini-
tiative (ETI), 2003, Kap. 9.1.1. 

11 Vgl. bereits Klinski: Überblick über die Zulassung von Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien – Der recht-
liche Anforderungsrahmen für die Nutzung der verschiedenen Arten von erneuerbaren Energien zu Zwecken 
der Strom-, Wärme- und Gasversorgung (Hrsg.: BMU), Berlin 2005, S. 98. 
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Exkurs: Zur Auslegung von Nr. 8.6 des Anhangs zur 4. BImSchV  

Aus der Sicht des Verfassers spricht Überwiegendes dafür, die Rechtslage hinsicht-
lich der beiden angesprochenen Unsicherheiten wie folgt zu interpretieren:  

1. Zur maßgebenden Mengenschwelle für den Einsatz von Abfällen 

Das offenbar (unter anderem in Bayern) recht verbreitete Verständnis, „jedes Gramm“ 
an Abfällen zum Anlass zu nehmen, die Gesamtmenge des Gärguts als Abfall anzu-
sehen, lässt sich nach Ansicht des Verfassers schon mit dem Wortlaut der Nr. 8.6 
des Anhangs zur 4. BImSchV nicht vereinbaren. Die betreffende Klausel spricht von 
„Anlagen zur biologischen Behandlung von (…) Abfällen, auf die die Vorschriften des 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes Anwendung finden, mit einer Durchsatzleis-
tung von (…) Tonnen Abfällen oder mehr je Tag“ (Hervorhebung des Verf.).  

Das Biogashandbuch Bayern geht demgegenüber davon aus, dass durch die Vermi-
schung mit Abfällen ein Stoffgemisch entstehe, das nur einheitlich als Abfall zu quali-
fizieren sei. Dabei wird jedoch übersehen, dass das Abfallrecht keinen Grundsatz 
kennt, nach dem einmal entstandener Abfall immer Abfall bleiben müsse. In der durch 
das Gesetz begrifflich geprägten „Kreislaufwirtschaft“ ist es vielmehr der gewünschte 
Normalfall, dass Wertstoffe aus Abfällen wieder zu (Sekundärstoff-) Produkten wer-
den oder in neue Produkte einfließen.12 Außerdem lässt sich mir dieser Interpretation 
nicht erklären, wieso der Verordnungsgeber es nicht dabei belassen hat, die Durch-
satzleistung als solche zu nennen, sondern stattdessen ausdrücklich von einer 
„Durchsatzleistung von (…) Tonnen Abfällen“ spricht. 

Zudem sprechen auch Sinn und Zweck der Vorschrift und – damit zusammenhän-
gend – ihre eigene Systematik gegen die weit ausgreifende Auslegung der Bestim-
mung. Denn mit der 4. BImSchV sollen gemäß § 4 Abs. 1 Satz 1 BImSchG diejenigen 
Anlagen für immissionsschutzrechtlich genehmigungspflichtig erklärt werden, die „in 
besonderem Maße geeignet sind, schädliche Umwelteinwirkungen hervorzurufen o-
der in anderer Weise die Allgemeinheit, oder die Nachbarschaft zu gefährden, zu 
benachteiligen oder erheblich zu belästigen“. Aus diesem Blickwinkel ist nicht nach-
vollziehbar, wieso eine mittelgroße Vergärungsanlage, in der als untergeordnete Be-
standteile des Gärmaterials geringfügige Mengen von Abfällen eingesetzt werden, als 
besonders umweltrelevant qualifiziert werden soll, eine Anlage mit einer insgesamt 
knapp unter der maßgebenden Mengenschwelle liegenden Durchsatzleistung, in der 
ausschließlich Abfälle eingesetzt werden, jedoch nicht.  

                                                 
12 Instruktiv zur Abgrenzung zwischen „Produkt“ und „Abfall“ Wolfers, NVwZ 1998, S. 225 f. 
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2. Zur Qualifizierung von Rückständen aus Landwirtschaft und Tierhaltung als Abfall 

Vom grundsätzlichen Ansatz her erscheinen beide denkbaren Auffassungen zur Ein-
ordnung von Rückständen aus Landwirtschaft und Tierhaltung als Abfall gut vertret-
bar: 

- Einerseits lässt sich argumentieren, Gülle und andere landwirtschaftliche Rest-
stoffe seinen schon deshalb nicht als „Abfall“ anzusehen, weil die Vorschriften des 
Düngemittelrechts die betreffenden Stoffe als „Wirtschaftsdünger“ qualifizieren 
und die in der Rechtsliteratur vorherrschende Ansicht davon ausgeht, dass sich 
die Begriffe „Wirtschaftsdünger“ und „Abfall“ gegenseitig ausschlössen.13 Für die-
ses Verständnis spricht auch, dass in Nr. 8.6 des Anhangs der 4. BImSchV aus-
drücklich auf Abfälle abgestellt wird, auf welche „die Vorschriften des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetzes Anwendung finden“.  

- Andererseits lässt sich entgegnen, dass die betreffenden Materialien nach den 
Vorschriften des Düngemittelgesetzes nur dann „Wirtschaftsdünger“ sein könnten, 
wenn sie für die Anwendung zum Zwecke der Düngung im Sinne von § 1 Nr. 1 
DüMG bestimmt sind (§ 1 Nr. 2 DüMG). Hiervon könne für das bezeichnete 
Einsatzmaterial im Falle einer Vergärung zur energetischen Nutzung des erzeug-
ten Gases nicht ausgegangen werden, denn das Material werde hier allenfalls 
teilweise – nämlich nach Entzug der energetisch genutzten Bestandteile – einer 
nachfolgenden Verwendung als Dünger zugeführt. Hiervon ausgehend erscheint 
es vertretbar, die betreffenden Einsatzstoffe als Abfälle einzustufen, weil ihre Pro-
duktion nicht von vornherein zu dem (Haupt-) Zweck erfolgte, aus ihnen Strom 
oder Wärme zu gewinnen.  

Vollständig zu überzeugen vermag die letztgenannte Ansicht jedoch nicht, weil man 
bei ganzheitlicher Betrachtung die Energiegewinnung zumindest als eine Art Mit-
Zweck der Landwirtschaft bzw. der Tierhaltung ansehen kann (bzw. muss). Geht man 
von der sich fortentwickelnden Praxis der Landwirtschaft und der Tierhaltung aus 
(Stichwort: „Vom Landwirt zum Energiewirt“), so wird deutlich, dass die energetisch 
sinnvolle Nutzung der Reststoffe immer mehr in die Rolle eines in den Gesamtbetrieb 
integrierten Bestandteils der landwirtschaftlichen Tätigkeit rückt. Vor diesem Hinter-
grund wirkt die Aufspaltung des Wirtschaftsdüngers nach seinen konkreten Einsatz-
zwecken eher künstlich und praxisfremd, zumal die Biogaserzeugung wiederum nur 
ein Zwischenstadium darstellt, um nachfolgend den Gärrest wieder als Düngematerial 
dem Nährstoffkreislauf zuzuführen. 

Zu beachten ist im Übrigen, dass sich die juristische Ausgangssituation durch das im 
Jahr 2004 in Kraft getretene „Tierische-Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz“ (Tier-
NebG) in einem entscheidenden Punkt geändert hat. Auf Grund von Artikel 2 des Ein-
führungsgesetzes zum TierNebG14 wurde nämlich auch § 2 Abs. 2 KrW-/AbfG neu 

                                                 
13 Vgl. Beckmann/Kersting, in: Landmann/Rohmer, Umweltrecht III, § 8 KrW-/AbfG Rn. 18; Fluck, KrW-/AbfG § 3 

Rn. 199 und § 8 Rn. 51.  
14 Gesetz zur Durchführung gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften über die Verarbeitung und Beseitigung von (…) 

tierischen Nebenprodukten, BGBl. I 2004 S. 82 (87). 
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gefasst. Die Vorschrift bestimmt unter der neuen Nr. 1a, dass die Vorschriften des 
KrW-/AbfG nicht gelten „für die nach der Verordnung (EG) Nr. 1774/2000215 (…) zu 
behandelnden, zu verarbeitenden, zu verwendenden, zu beseitigenden oder in den 
Verkehr zu bringenden tierischen Nebenprodukte“. Da hierzu auch „Gülle“ im Sinne 
der EG-VO Nr. 1774/2002 gehört16, kann nunmehr für die von dem Güllebegriff der 
EG-VO erfassten Stoffe begrifflich eindeutig davon ausgegangen werden, dass sich 
der Terminus „Abfälle“ in Nr. 8.6 im Anhang der 4. BImSchV nicht (mehr) auf sie 
erstrecken kann. Dort wird nämlich ausdrücklich darauf abgestellt, ob es um Anlagen 
zur biologischen Behandlung von „Abfällen im Sinne des Kreislaufwirtschafts- und 
Abfallgesetzes“ geht.  

Die Änderung des Anwendungsbereichs des KrW-/AbfG führt die Problemfrage aller-
dings nicht endgültig und vollständig zu einer klaren Lösung, die eine künftig bun-
desweit einheitliche Verwaltungspraxis erwarten ließe. Die Lage kompliziert sich näm-
lich wiederum dadurch, dass sich der Güllebegriff der EG-Hygiene-VO nicht mit dem 
düngemittelrechtlichen Begriff des Wirtschaftsdüngers deckt. Zwar erstreckt sich der 
Güllebegriff der EG-VO (entgegen dem ersten Anschein) auf sämtliche Exkremente 
tierischer Herkunft und ist von daher durchaus nicht eng. Er umfasst aber nur Fäka-
lien von „Nutztieren“ im Sinne der EG-VO, also zum Beispiel nicht die Exkremente 
von Pferden oder (sonstigen) „Heimtieren“.17  

1.2.4 Anlagen zur Lagerung von Einsatzstoffen zur Erzeugung von Biogas   
Lagereinrichtungen für Gärstoffe gehören zu den notwendigen Bestandteilen von Vergä-
rungsanlagen. Die 4. BImSchV ordnet solche Lager bei Erreichen bestimmter Kapazitäten 
als immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig ein, sofern dort entweder Gülle oder 
besonders überwachungsbedürftige Abfälle (bzw. Schlämme) gelagert werden. Lagerstätten 
für andere Gärsubstrate sind insofern unbedeutend (ggf. also lediglich baugenehmigungs-
pflichtig). Von größerer praktischer Bedeutung sind nur die Vorgaben für Güllelager.  

In Lagern für Gärstoffe findet üblicherweise nur eine kurzfristige Lagerung der jeweiligen 
Stoffe statt, so dass die Bestimmungen der 4. BImSchV für auf dauerhafte Lagerung (über 
ein Jahr Lagerzeit) ausgerichtete Lagerstätten hier dahinstehen können. 

                                                 
15 ABl. EG 2002 L 273, S. 1, geändert durch VO (EG) Nr. 808/2003, ABl. EG 2003 Nr. L 117. S. 1. 
16 Siehe Nr. 37 des Anhangs I der VO (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. EG 2002 L 273, S. 1), i.d.F. der VO (EG) Nr. 

808/2003 (ABl. EG 2003 Nr. L 117. S. 1). 
17 Siehe die Definition für „Nutztiere“ und „Heimtiere“ in Art. 2 Abs. 1 f) und h) der VO (EG) Nr. 1774/2002 (ABl. 

EG 2002 L 273, S. 1). 
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Tabelle 3: Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und Verpflichtungen nach 
dem UVPG für Anlagen zur Lagerung von Einsatzstoffen zur Erzeugung von Biogas 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit und Verpflichtungen nach dem UVPG für 
Anlagen zur Lagerung von Einsatzstoffen zur Erzeugung von Biogas  
Maßgebende 
Merkmale der Anla-
gen 

Art. des Genehmi-
gungsverfahrens 
gem. 4. BImSchV 

Rechtsgrundlagen 
im Anhang der 4. 
BImSchV 

Verpflichtung nach 
UVPG 

Rechtsgrundlagen in 
Anlage 1 zum 
UVPG 

1. Anlagen zur Lagerung von Gülle   
… mit einem Fas-
sungsvermögen von 
2500 m3 oder mehr 

vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG) 

Nr. 9.36, Spalte 2 --- --- 

2. Anlagen zur zeitweiligen Lagerung (unter einem Jahr) von besonders überwachungsbedürftigen 
Abfällen 
… mit Aufnahmeka-
pazität von 10 t oder 
mehr je Tag oder 
einer Gesamtkap. 
von 150 t oder mehr  

regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

Nr. 8.12, Spalte 1  
 

--- --- 

… mit Aufnahmeka-
pazität von 1 bis un-
ter 10 t je Tag oder 
einer Gesamtkap. 
von 30 bis weniger 
als 150 t 

vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG) 

Abfälle: Nr. 8.12, 
Spalte 2, Buchst. a) 

--- --- 

… mit geringerer 
Aufnahmekapazität  

--- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

3. Anlagen zur zeitweiligen Lagerung (unter einem Jahr) von sonstigen (nicht besonders überwa-
chungsbedürftigen) Abfällen 
… mit Aufnahmeka-
pazität von 10 t oder 
mehr je Tag oder 
einer Gesamtkap. 
von 100 t oder mehr  

vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG) 

Nr. 8.12, Spalte 2, 
Buchst. b)  
 

--- --- 

… mit geringerer 
Aufnahmekapazität  

--- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

4. Anlagen zur zeitweiligen Lagerung (unter einem Jahr) von abfallrechtlich besonders  
überwachungsbedürftigen Schlämmen 
… mit Aufnahmeka-
pazität von 10 t oder 
mehr je Tag oder 
einer Gesamtkap. 
von 150 t oder mehr  

regulär (nach § 10 
BImSchG, mit Öf-
fentlichkeitsbeteili-
gung) 

Nr. 8.13, Spalte 1  
 

Allgemeine Vorprü-
fung* 

Nr. 8.8 

… mit geringerer 
Aufnahmekapazität  

--- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

5. Anlagen zur zeitweiligen Lagerung (unter einem Jahr) von sonstigen, abfallrechtlich nicht  
besonders überwachungsbedürftigen Schlämmen 
… mit Aufnahmeka-
pazität von 10 t oder 
mehr je Tag oder 
einer Gesamtkap.  
von 150 t oder mehr  

vereinfacht (nach 
§ 19 BImSchG) 

Nr. 8.13, Spalte 2  
 

---  

… mit geringerer 
Aufnahmekapazität  

--- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 
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6. Anlagen zur Lagerung anderer Gärsubstrate 
… ungeachtet der 
Art und der Menge 
der Stoffe  

--- 
(Baugenehmigung) 

--- --- --- 

 

1.2.5 Die Erstreckung der Genehmigungsbedürftigkeit auf weitere Teile der 
Betriebsstätte 

Eine besondere Problemstellung ergibt sich daraus, dass die Bestimmungen der 4. BImSchV 
keine Gesamtkategorie der Biogasanlagen kennen und auch nicht vorsehen, dass die ge-
samte Betriebsstätte von genehmigungsbedürftigen Anlagen grundsätzlich als Bestandteil 
der genehmigungsbedürftigen Anlage aufzufassen und zu behandeln ist. Das führt zu dem 
misslichen Umstand, dass für die Zulassung von Biogasanlagen unter Umständen für unter-
schiedliche technische Einrichtungen und Betriebsteile nebeneinander sowohl eine immissi-
onsschutzrechtliche als auch eine baurechtliche Genehmigung eingeholt werden muss. Es 
kann also sein, dass etwa nur die Vergärungsanlage oder nur die Lagerstätte immissions-
schutzrechtlich genehmigungspflichtig ist, nicht jedoch die technische Anlage zur Erzeugung 
der Nutzenergie aus dem zuvor hergestellten Biogas. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die originär genehmigungsbedürftige An-
lage umfasst weitere Anlagenteile und andere zur Betriebsstätte gehörende Einrichtun-
gen/Anlagen (nur) nach folgenden Maßgaben der 4. BImSchV: 

- Gemäß § 1 Abs. 2 Nr. 1 der 4. BImSchV erstreckt sich das Genehmigungsverfahren 
für die selbst genehmigungsbedürftige Anlage auf „alle vorgesehenen Anlagenteile 
und Verfahrensschritte, die zum Betrieb der Anlage notwendig sind“.  

- Nach § 1 Abs. 2 Nr. 2 der 4. BImSchV erstreckt es sich ferner auf alle vorgesehenen 
„Nebeneinrichtungen, die mit den Anlagenteilen und Verfahrensschritten nach Nr. 1 in 
einem räumlichen und betriebstechnischen Zusammenhang stehen und die für  

a) das Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen, 

b) die Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen oder 

c) das Entstehen sonstiger Gefahren, erheblicher Nachteile oder erheblicher Beläs-
tigungen“  

von Bedeutung sein können.“ 

Hiervon ausgehend, ergeben sich unterschiedliche Ausgangssituationen, je nachdem, wel-
che der technischen Einrichtungen die Genehmigungsbedürftigkeit selbständig ausgelöst 
hat. 

- Ist die Anlage zur Erzeugung von Nutzenergie immissionsschutzrechtlich genehmi-
gungsbedürftig, so wird man relativ unproblematisch in der Regel auch die Vergä-
rungseinrichtungen und die Lagerstätte(n) für Gärstoffe als in das Genehmigungsver-
fahren einbezogen ansehen können, weil diese als dem Hauptzweck der Energieer-
zeugung dienende Nebenanlagen zu betrachten sind.  

- Schwieriger ist die Herstellung eines entsprechenden Genehmigungszusammen-
hangs, wenn die Voraussetzungen für eine originäre Genehmigungsbedürftigkeit nur 
für die Vergärungsanlage oder für das Güllelager erfüllt sind. Denn für derartige 
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Konstellationen kann nicht ohne weiteres davon ausgegangen werden, dass die an-
deren Anlagen als „zum Betrieb der Anlage notwendig“ (so Nr. 1 der maßgebenden 
Vorschrift) oder als „Nebeneinrichtungen“ (so Nr. 2) qualifiziert werden können. 

Die Rechtsprechung und die Rechtsliteratur gehen zwar davon aus, dass die zugrunde lie-
genden Vorschriften vom Ansatz her weit auszulegen sind, weil es der Zweck der immissi-
onsschutzrechtlichen Vorschriften sei, die Anlage in der Gesamtheit der durch sie veranlass-
ten Umwelteinwirkungen zu erfassen.18 Das Bundesverwaltungsgericht hat jedoch in einer 
bereits etwas älteren Entscheidung den Standpunkt entwickelt, dass die Anwendung der 
zumeist maßgeblichen Klausel über Nebeneinrichtungen nur in Betracht kommt, wenn die 
einzubeziehenden weiteren Einrichtungen gegenüber der die Genehmigungsbedürftigkeit 
auslösenden Anlage eine untergeordnete, dieser dienende Funktion aufweisen.19 Diese 
müssen also den typischen Charakter von Nebeneinrichtungen tragen – was sich zum Bei-
spiel für eine Stromerzeugungsanlage im Verhältnis zur Vergärungsanlage oder zur Lager-
stätte regelmäßig kaum sagen lassen können wird.  

Da eine in dieser Weise streng am Buchstaben der Verordnungsbestimmungen orientierte 
Herangehensweise für die Genehmigung von komplexen Biogasanlagen zu (auch aus Be-
hördensicht) äußerst unpraktikablen Resultaten führen würde, wird im behördlichen Vollzug 
häufig eine großzügigere Auslegung praktiziert.20 Es spricht auch Einiges für die Annahme, 
dass sich die Rechtsprechung einer in diesem Sinne weiterreichenden Interpretation öff-
nen wird, da sich auch der Fokus der materiellen Genehmigungsvorschriften des BImSchG 
im Zuge der Umsetzung der EG-IVU-Richtlinie21 im Jahr 2001 in Richtung einer integrierten 
Gesamtbetrachtung aller Umweltauswirkungen genehmigungsbedürftiger Anlagen aufgewei-
tet wurde.22  

Die geschriebene Rechtslage für die verfahrensmäßige Behandlung von komplexen Biogas-
anlagen kann unter den Gesichtspunkten der Rechtsklarheit und des Ziels einer möglichst 
einfachen, unkompliziert zu handhabenden Verfahrenslage allerdings dennoch nicht zufrie-
den stellen. Auch dies spricht für eine grundlegende Neuordnung der verfahrensrechtlichen 
Einstufungen der 4. BImSchV für Biogasanlagen. 

1.3 Baurechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen 
In der Struktur des deutschen Anlagengenehmigungsrechts haben die Klassifizierungen zur 
immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsbedürftigkeit eine vorgreifliche Stellung. Soweit 
die Festlegungen der 4. BImSchV zur Feststellung der immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsbedürftigkeit führen, treten andere genehmigungsrechtliche Vorbehalte nach Maß-
gabe des § 13 BImSchG hinter diejenigen des BImSchG zurück (Stichwort: Konzentrations-

                                                 
18 Vgl. Jarass, BImSchG, § 4 Rdnr. 50 m.w.N. 
19 Vgl. BVerwGE 69, S. 351 (354 f.). 
20 So übereinstimmend mehrere Teilnehmer/innen auf dem Workshop des Forschungsvorhabens zum Anlagen-

genehmigungsrecht vom 7. März 2007. 
21 RL 96/61/EG vom 24. September 1996 über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Umweltver-

schmutzung, ABl. EG Nr. L 257, S. 26. 
22 Vgl. Jarass, BImSchG, § 4 Rdnr. 50 m.w.N. 
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wirkung). Diese Wirkung besteht insbesondere für etwaige Erfordernisse zur Genehmigung 
nach den Vorschriften des Baurechts. 

In der Folge führt dies dazu, dass alle immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürf-
tigen Anlagen, bei denen es sich um bauliche Anlagen handelt, grundsätzlich einer Bauge-
nehmigung bedürfen. Ob das im Einzelfall so ist, ergibt sich aus den landesgesetzlichen 
Vorschriften der jeweiligen Bauordnung. Diese gehen einheitlich von dem Grundsatz der 
Genehmigungsbedürftigkeit aller baulichen Anlagen aus, statuieren hiervon jedoch unter be-
stimmten Voraussetzungen und in unterschiedlichem Umfang Ausnahmen in Gestalt von 
Freistellungen vom Genehmigungsverfahren oder bestimmten verfahrenstechnischen Er-
leichterungen (z.B. in Gestalt von bloßer Anzeigebedürftigkeit). Freistellungen und Verfah-
renserleichterungen werden jedoch typischerweise lediglich für bauliche Vorhaben ausge-
sprochen, deren Verwirklichung mit einem geringen Gefährdungs- oder Störpotenzial ver-
bunden ist (z.B. für kleinere Wohngebäude oder unbedeutende Gewerbegebäude). Für die 
Kernbaulichkeiten von Biogasanlagen kann hiervon in aller Regel nicht ausgegangen wer-
den, schon weil es um Anlagen geht, in denen in größerem Umgang mit wassergefährden-
den Stoffen umgegangen wird und bei denen besondere Vorkehrungen zum Schutz vor 
Explosions- und Brandgefahren zu treffen sind.    

In Konsequenz der Ausführungen zum BImSchG kann festgestellt werden, dass insbesonde-
re folgende bauliche Teileinrichtungen von komplexen Biogasanlagen einer Baugenehmi-
gung bedürfen:  

- mit Biogas betriebene Anlagen zur Erzeugung von Nutzenergie unterhalb der 
Schwellenwerte der Nummern 1.4 bzw. 1.5 des Anhangs zur 4. BImSchV (siehe da-
zu im Einzelnen oben, 1.2.2), 

- Vergärungsanlagen, in denen der Durchsatz an Abfällen unterhalb der Schwellen-
werte von Nr. 8.6 des Anhangs zur 4. BImSchV liegt oder in denen überhaupt keine 
Abfälle eingesetzt werden (siehe dazu im Einzelnen oben, 1.2.3), 

- Lagerstätten für Gülle unterhalb des in Nr. 9.36 des Anhangs zur 4. BImSchV ge-
nannten Schwellenwerts für die Lagerkapazität, Lagerstätten für besonders überwa-
chungsbedürftige Abfälle oder Schlämme unterhalb in Nummern 8.13 bzw. 8.14 des 
Anhangs zur 4. BImSchV genannten Schwellenwerte sowie jegliche Lagerstätten für 
andere Gärsubstrate (siehe dazu im Einzelnen oben, 1.2.4).   

An die Stelle der Baugenehmigungspflicht tritt die immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsbedürftigkeit für die betreffenden Einrichtungen, soweit diese nach Maßgabe von § 1 
Abs. 2 Nr. 1 oder 2 der 4. BImSchV als Bestandteil bzw. Nebeneinrichtung einer für sich ge-
nommen immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlage anzusehen sind (sie-
he dazu oben, 1.2.5). 

1.4 Genehmigungstechnische Anforderungen aus anderen 
Rechtsgebieten 

Wie bereits in den allgemeinen Ausführungen erwähnt, können zu der „Kerngenehmigung“ 
nach dem BImSchG bzw. dem Landesbaurecht im Einzelfall noch andere Genehmigungser-
fordernisse hinzutreten. Das gilt namentlich für Vorgaben aus dem Rechtsgebiet der Beseiti-
gung tierischer Nebenprodukte sowie für bestimmte wasserrechtliche Anforderungen. Au-
ßerdem kann es innerhalb der Genehmigungsverfahren verfahrensrechtliche Erfordernisse 
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mit besonderer Funktion geben, die eine gewisse eigenständige Bedeutung entfalten (not-
wendiges Einvernehmen, notwendige Zustimmung).  

1.4.1 Tierseuchenhygienische Zulassung 
Die seit Mai 2003 europaweit geltende Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 (sog. EG-Hygiene-
Verordnung)23 stellt in ihrem Art. 15 einen eigenständigen Zulassungsvorbehalt für Biogasan-
lagen auf, in denen tierische Nebenprodukte verarbeitet werden.  

Als „Verordnung“ im Sinne von Art. 249 EGV entfaltet die Rechtsvorschrift unmittelbare Wir-
kung. Eine regelungstechnische Überführung in deutsches Recht erübrigte sich deshalb. Zu 
erwähnen ist, dass die EG-VO bereits im Mai 2003 mehreren Änderungen unterzogen wur-
de. In der Verordnung (EG) Nr. 808/200324 wurden insbesondere einzelne Begriffsbestim-
mungen (z.B. für „Gülle“ in Nr. 37 des Anhangs I) sowie einige materielle Anforderungen der 
verschiedenen Anhänge modifiziert. Darüber hinaus wurden den Mitgliedstaaten in der wei-
teren Verordnung (EG) Nr. 810/200325 ausdrücklich bestimmte Spielräume zur Festlegung 
von Übergangsregelungen für Biogasanlagen eröffnet. 

Art. 15 Abs. 1 der EG-VO Nr. 1774/2002 lautet: „Biogasanlagen und Kompostieranlagen be-
dürfen der Zulassung durch die zuständige Behörde“. Hiervon sind lediglich Biogasanlagen 
freigestellt, in denen ausschließlich (seuchenhygienisch unbedenkliche26) Küchen- und Spei-
seabfälle eingesetzt werden. 

Die materiellrechtlichen Maßstäbe für die Zulassung ergeben sich aus Art. 15 Abs. 2 der EG-
VO sowie (insbesondere) dem ergänzenden (und bereits zwischenzeitlich modifizierten) An-
hang VI.27 

Zu beachten ist bei alledem der eingeschränkte sachliche Geltungsbereich der Verordnung. 
Diese bezieht sich nur auf „tierische Nebenprodukte“, so dass Biogasanlagen, die aus-
schließlich mit pflanzlichem Rohstoffen und/oder Bioabfällen nicht tierischer Herkunft betrie-
ben werden, von den Anforderungen nicht erfasst werden.  

Eine tierseuchenrechtliche behördliche Zulassung nach Maßgabe der EG-VO Nr. 1774/2002 
ist also nur erforderlich, wenn in der betreffenden Anlage tierische Nebenprodukte im Sinne 
der Verordnung eingesetzt werden. Das ist nach der insoweit anzuwendenden Begriffsdefini-
tion der Verordnung nicht nur bei Tierkörpern und Tierkörpermaterial (Fleisch, Blut, Kno-
chen usw.) der Fall, sondern auch bei tierischen Ausscheidungen aller Art („Gülle“)28 so-

                                                 
23 ABl. EG 2002 L 273, S. 1, geändert durch VO (EG) Nr. 808/2003, ABl. EG 2003 Nr. L 117. S. 1. 
24 ABl. EG 2003 Nr. L 117. S. 1. 
25 ABl. EG 2003 Nr. L 117. S. 12. 
26 D.h. der Kategorie 3 der EG-VO Nr. 1774/2002 zuzuordnende Küchen- und Speiseabfälle (vgl. zur Kategorisie-

rung Art. 4, 5 und 6 der EG-VO).  
27 Vgl. die Änderungen des Anhangs VI durch die VO (EG) Nr. 808/2003, ABl. EG 2003 Nr. L 117, S. 1 (5). 
28 Der Begriff „Gülle“ wird durch Anhang I Nr. 37 der EG-VO Nr. 1774/2002 in der durch die EG-VO Nr. 808/2003 

geänderten Fassung wie folgt beschrieben: „Exkremente und/oder Urin von Nutztieren, mit oder ohne Einstreu, 
sowie Guano, entweder unverarbeitet oder verarbeitet in Übereinstimmung mit Anhang VIII Kapitel III oder auf 
andere Weise in Biogas- oder Kompostieranlagen umgewandelt“.  
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wie bei nicht zum menschlichen Verzehr bestimmten tierischen Erzeugnissen (vgl. Art 2 
Abs. 1 Buchst. a) der EG-VO).  

Da Exkremente und Fäkalien von Nutztieren als „Gülle“ von den Bestimmungen generell mit 
erfasst sind, besteht das Zulassungserfordernis nach Art. 15 Abs. 1 der EG-VO Nr. 
1774/2002 insbesondere für alle landwirtschaftlichen oder sonstigen Biogasanlagen, in de-
nen (unter anderem) tierische Exkremente und Fäkalien aller Art vergoren werden, die von 
„Nutztieren“29 stammen.  

Für das Verhältnis der tierseuchenrechtlichen Zulassung zu den anderen behördlichen Zu-
lassungsverfahren gelten die allgemeinen Regeln. Das bedeutet, dass die Zulassung nach 
Art. 15 der EG-VO Nr. 1774/2002 bei immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen 
Anlagen von der Konzentrationswirkung der BImSchG-Genehmigung mit erfasst wird, so 
dass es keines gesonderten tierseuchenrechtlichen Zulassungsverfahrens bedarf. Anders 
liegt es bei lediglich baugenehmigungsbedürftigen Anlagen. Für diese muss die tierseuchen-
rechtliche Zulassung gesondert bei der nach Landesrecht für den Vollzug der EG-VO 
Nr. 1774/2002 zuständigen Behörde beantragt werden (in der Regel eine Veterinärbehörde). 
Für die Zulassung von lediglich baurechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen ergibt sich 
hieraus, dass der insgesamt erforderliche verfahrenstechnische Aufwand größer ist als im 
Vergleichsfall eines (vereinfachten) immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens. 

1.4.2 Wasserrechtliche Verfahrensanforderungen 
Verfahrensrechtliche Anforderungen des Wasserrechts können sich für Biogasanlagen vor 
allem aus dem Umstand ergeben, dass dort mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen 
wird. Abgesehen hiervon können weitere wasserrechtliche Zulassungen erforderlich werden, 
wenn es zu einer „Gewässerbenutzung“ im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) 
kommen soll. Das ist insbesondere der Fall bei der Entnahme von Wasser aus einem und 
der Ableitung von Abwässern in ein Gewässer. 

1.4.2.1 Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

Für Biogasanlagen jeder Art gilt, dass sie aus einem komplexen System von Anlagenteilen 
und Nebenanlagen bestehen, die wasserrechtlich als Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen im Sinne von § 19g WHG einzustufen sind. Das gilt insbesondere für: 

- die Anlage zum Behandeln von Substrat und zum Herstellen von Biogas (das Sub-
strat ist ein wassergefährdendes Stoffgemisch),  

- die Anlage zum Lagern von Biogas (Biogas selbst ist ein wassergefährdender Stoff), 

- die Anlage zum Erzeugen von Nutzenergie aus Biogas (die dort verwendeten 
Schmieröle sind wassergefährdende Stoffe), 

- in der Regel vorhandene Lagertanks für flüssige Substrate wie Gülle (die ihrerseits 
wassergefährdende Stoffe/Stoffgemische sind). 

                                                 
29 Nicht erfasst sind demnach vom Güllebegriff der Verordnung entsprechende Stoffe, die nicht von „Nutztieren“, 

sondern von „Heimtieren“ (z.B. auch Pferden) oder „Wildtieren“ stammen (vgl. die betreffenden Begriffsdefiniti-
onen in Art 2 Abs. 1 Buchst. f), g) und h) der EG-VO).  
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Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen bedürfen gemäß § 19 h WHG 
grundsätzlich einer Eignungsfeststellung durch die nach Landesrecht zuständige Wasserbe-
hörde. Das Erfordernis der Eignungsfeststellung entfällt unmittelbar kraft Gesetzes allerdings 
(unter anderem):30 

- für Anlagen zum Lagern und Abfüllen von Jauche, Gülle und Silagesickersäften (sog. 
JGS-Anlagen, vgl. § 19 g Abs. 6 Satz 2 WHG) – so dass reine Güllelager von dem 
Erfordernis der Eignungsfeststellung befreit sind –, 

- für Anlagen, Anlagenteile oder technische Schutzvorkehrungen „einfacher und her-
kömmlicher Art“ (vgl. § 19 h Abs. 1 Nr. 1 WHG) – so dass den allgemein anerkannten 
Regeln der Technik entsprechende Biogaslager sowie Lageranlagen für andere Sub-
strate als Gülle, Jauche und Silagesickersäfte in der Regel keiner Eignungsfeststel-
lung bedürfen –, 

- für Anlagen, bei denen sich die wassergefährdenden Stoffe in einem Arbeitsgang be-
finden (vgl. § 19 h Abs. 1 Nr. 2 b) WHG) – so dass Anlagen zur Biogasherstellung 
sowie Anlagen zur Erzeugung von Nutzenergie aus Biogas (Wär-
me/Strom/Antriebsenergie) keiner Eignungsfeststellung bedürfen, 

- für Anlagen, die serienmäßig gefertigt wurden und eine Bauartzulassung besitzen 
(vgl. § 19 h Abs. 2 WHG). 

Im Übrigen sehen die maßgebenden Vorschriften des Landeswasserrechts typischerweise 
vor, dass eine gesonderte Beantragung der Eignungsfeststellung nicht erforderlich ist, wenn 
die Anlage ohnehin einer baurechtlichen bzw. immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gung bedarf; in diesem Falle ist für die Erteilung der Genehmigung das Einvernehmen der 
Wasserbehörde erforderlich.31 Das Erfordernis des Einvernehmens ist für die Verzahnung 
mit der BImSchG-Genehmigung insoweit von Bedeutung, als damit zum Ausdruck gebracht 
wird, dass es der Genehmigungsbehörde trotz der immissionsschutzrechtlichen Konzentrati-
onswirkung nicht gestattet ist, über die Vereinbarkeit mit den Anforderungen an Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ohne zustimmende Äußerung seitens der Was-
serbehörde positiv zu entscheiden.  

Das Aufstellen von Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen bedarf nach den 
einschlägigen Vorschriften der Wassergesetze der Länder außerdem grundsätzlich einer 
Anzeige bei der zuständigen Wasserbehörde. Auch dieses Erfordernis entfällt jedoch übli-
cherweise, wenn die Anlage einer anderweitigen öffentlich-rechtlichen Zulassung unterliegt 
(insb. einer Baugenehmigung oder einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, vgl. 
z.B. § 23 Abs. 4 WG Bln). Auch hier gilt eine entsprechende Einvernehmensregelung. 

Zu beachten ist weiter, dass die Freistellung von der Verpflichtung, eine Eignungsfeststellung 
einzuholen, nicht mit einer Befreiung von den materiellen Anforderungen an Anlagen zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen gleichgesetzt werden kann. Diese ergeben sich im 
Einzelnen sind aus den auf Grund der Landeswassergesetze ergangenen landesrechtlichen 
Verordnungen über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (VAwS). 

                                                 
30 Vgl. zum Ganzen: Biogashandbuch Bayern (Hrsg.: Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und 

Verbraucherschutz), Materialienband Kap. 2.2.4 (Stand: Juni 2005). 
31 Vgl. z.B. § 17 der Bayerischen Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen – 

BayVAwS. 
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Insofern stellen sich zahlreiche technikbezogene Einzelfragen, auf die hier nicht näher ein-
gegangen werden kann.32 

1.4.2.2 Gewässerbenutzungen 

Sofern für den Betrieb der Biogasanlage mit Hilfe eines betriebseigenen Brunnens Grund-
wasser als Frischwasser gefördert oder betriebliche Abwässer (ggf. gereinigt) in ein Oberflä-
chengewässer abgeleitet werden sollen, bedarf der Anlagenbetreiber hierfür einer speziellen 
wasserrechtlichen Zulassung. § 3 des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) stuft derartige 
Handlungen im Rechtssinne als „Gewässerbenutzungen“ ein, die gemäß § 2 WHG der Er-
laubnis oder Bewilligung durch die zuständige Wasserbehörde bedürfen.33 

Für wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen gilt die Besonderheit, dass sie von der 
Konzentrationswirkung des immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahrens nicht er-
fasst werden (vgl. § 13 BImSchG). In der Konsequenz müssen ggf. erforderliche wasser-
rechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen also getrennt vom immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren beantragt werden. Der Wasserbehörde steht hierbei ein Versa-
gungsermessen zu (vgl. § 6 WHG). Im Falle der Ablehnung ist der Anlagenbetreiber darauf 
angewiesen, die Wasserversorgung/Abwasserentsorgung auf andere Weise sicherzustellen. 

1.4.3 Anlagensicherheit 
Die Errichtung und der Betrieb von Biogasanlagen unterliegen in sicherheitstechnischer Hin-
sicht grundsätzlich keiner eigenständigen Genehmigung.  

Die wichtigsten sicherheitstechnischen Erfordernisse, zu denen insbesondere bestimmte 
Prüfanforderungen gehören, ergeben sich aus den Bestimmungen des Geräte- und Produkt-
sicherheitsgesetzes (GPSG) an überwachungsbedürftige Anlagen.34 Sofern an der jeweiligen 
Betriebsstätte Arbeitnehmer beschäftigt werden, sind darüber hinaus bestimmte arbeits-
schutzrechtliche Anforderungen zu beachten, über die auch die berufsgenossenschaftlichen 
Vorgaben zum Unfallschutz35 Bedeutung erlangen.   

Die zentralen sicherheitsrechtlichen Anforderungen ergeben sich aus der auf Grundlage des 
GPSG sowie des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) ergangenen Betriebssicherheitsverord-
nung (BetrSichV), durch die insbesondere die übergeordneten europarechtlichen Anforde-
rungen zur Anlagensicherheit in deutsches Recht umgesetzt werden. Die BetrSichV fordert 
u. a. für den Einsatz von Geräten und Arbeitsmitteln in explosionsgefährdeten Bereichen (zu 
denen auch bestimmte Komponenten von Biogasanlagen gehören) vor Inbetriebnahme so-

                                                 
32 Einen kursorischen Überblick dazu gibt Klinski: Überblick über die Zulassung von Anlagen zur Nutzung erneu-

erbarer Energien – Der rechtliche Anforderungsrahmen für die Nutzung der verschiedenen Arten von erneuer-
baren Energien zu Zwecken der Strom-, Wärme- und Gasversorgung (Hrsg.: BMU), Berlin 2005, S. 101 f.; aus-
führlicher: Biogashandbuch Bayern (Hrsg.: Bayerisches Staatsministerium für Umwelt, Gesundheit und 
Verbraucherschutz), Materialienband Kap. 2.2.4 (Stand: Juni 2005).  

33 Für die Ableitung von Abwässern kommt nur eine „Erlaubnis“, nicht aber eine Bewilligung“ in Betracht (vgl. § 8 
Abs. 2 Satz 2 WHG). 

34 Weiterführend Biogashandbuch Bayern, Anlagenband Kap. 2.2.5 (Neufassung 2007). 
35 Siehe für landwirtschaftliche Biogasanlagen Arbeitsunterlage Nr. 69 des Bundesverbandes der landwirtschaftli-

chen Berufsgenossenschaft e. V. („AU 69“). 



IFEU & Partner  Nachhaltiger Biogasausbau 

– 24 – 

wie nach einer wesentlichen Änderung und anschließend regelmäßig alle drei Jahre die Prü-
fung durch eine zugelassene (private) Überwachungsorganisation oder eine als befähigt an-
erkannte Person (vgl. §§ 14 und 15 BetrSichV). Eine behördliche Kontrolle ist nicht vorgese-
hen.  

Die Prüfanforderungen der BetrSichV sind mit dem Genehmigungsrecht für die Anlagen nur 
unmittelbar verknüpft, wenn es sich bei der Anlage um eine genehmigungsbedürftige Anlage 
im Sinne des BImSchG handelt. In diesem Falle ergibt sich aus der Konzentrationswirkung 
der immissionsschutzrechtlichen Genehmigung, dass die Anforderungen des Anlagensicher-
heitsrechts und des Arbeitsschutzes mit zu prüfen sind und die Genehmigung nur erteilt wer-
den darf, wenn kein Verstoß gegen die betreffenden Vorschriften vorliegt (vgl. § 6 Abs. 1 Nr. 
2 BImSchG).36 Bei immissionsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen steht 
das Betriebssicherheitsrecht demgegenüber grundsätzlich eigenständig neben dem für die 
Baugenehmigung einschlägigen Bauordnungsrecht, so dass es nicht zu einer behördlichen 
Prüfung innerhalb des Baugenehmigungsverfahrens kommt.  

1.4.4 Bauplanungsrecht 

1.4.4.1 Bauleitplanung  

Zentrales Element des im Baugesetzbuch (BauGB) geregelten Bauplanungsrechts ist die 
Bauleitplanung. Danach legt die Gemeinde ihre Vorstellungen über die zulässige Nutzung 
von Grundstücken in Flächennutzungsplänen (= vorbereitenden Bauleitplänen) und Bebau-
ungsplänen (=verbindliche Bauleitplänen) nieder (vgl. insb. §§ 5 und 9 BauGB). Der mit um-
fassender unmittelbarer Außenwirkung ausgestattete Bebauungsplan kann auch durch einen 
städtebaulichen Vertrag ergänzt oder – bei Kooperation mit einem Investor/Gebietsentwickler 
– durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan ersetzt werden (vgl. §§ 11 und 12 
BauGB).  

Die planerischen, planergänzenden und planersetzenden Festlegungen der Bauleitplanung 
haben als solche für das Genehmigungsrecht ausschließlich eine materielle Bedeutung. Ihre 
Einhaltung ist (inhaltliche) Voraussetzung der Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigung oder einer Baugenehmigung. Aus der Bauleitplanung ergibt sich aber kein ei-
genständiger Genehmigungstatbestand. Eine Verknüpfung mit dem Verfahrensrecht ergibt 
sich jedoch über das bauplanungsrechtliche Einvernehmen der Gemeinde:  

1.4.4.2 Bauplanungsrechtliches Einvernehmen der Gemeinde 

Über die Zulässigkeit von Bauvorhaben darf sowohl im bauaufsichtlichen als auch im immis-
sionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren nur im Einvernehmen mit der Gemeinde 
entschieden werden (vgl. § 36 Abs. 1 Satz 1 und 2 BauGB).  

Das bedeutet, dass die zuständige Genehmigungsbehörde innerhalb des Verfahrens bei der 
Gemeinde zu erfragen hat, ob das Einvernehmen erteilt wird. Ein gesonderter Antrag des 
Anlagenbetreibers ist nicht erforderlich. Hat sich die Gemeinde binnen zwei Monaten nach 
Eingang des Ersuchens um Einvernehmen nicht geäußert, so gilt das Einvernehmen als er-
teilt (vgl. § 36 Abs. 2 Satz 2 BauGB). 

                                                 
36 Wobei zu beachten ist, dass dies nicht auf eine eigenständige behördliche Überprüfung in der Sache hinaus-

läuft, sondern behördlich nur zu kontrollieren ist, ob die Prüfpflichten der BetrSichV eingehalten sind. 
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Die Gemeinde darf das Einvernehmen nur versagen, wenn das Vorhaben mit den baupla-
nungsrechtlichen Vorgaben aus den §§ 31, 33, 34 und 35 BauGB nicht zu vereinbaren ist 
(vgl. § 36 Abs. 2 Satz 1 BauGB). Die Versagungsgründe müssen sich also darauf beziehen, 
dass das Vorhaben an dem gewählten Standort unzulässig ist, weil es dem geltenden Be-
bauungsplan oder – sofern ein solcher nicht existiert – den allgemeinen Bestimmungen des 
BauGB für nicht als Baugebiete beplante Gebiete widerspricht. 

Die zuständige Genehmigungsbehörde darf den Genehmigungsantrag insgesamt nicht posi-
tiv bescheiden, wenn die Gemeinde ihr Einvernehmen versagt hat. Das gilt trotz der an sich 
bestehenden Konzentrationswirkung auch für das immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsverfahren. Es gilt nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zudem 
selbst dann, wenn die Versagung des Einvernehmens rechtswidrig sein sollte.37 Der betrof-
fene Antragsteller kann hiergegen lediglich den Rechtsweg über die Gerichte beschreiten. 

1.4.5 Naturschutzrecht 
Das Naturschutzrecht kennt außerhalb von besonderen Schutzgebieten und dem Arten-
schutzrecht grundsätzlich keine eigenständigen Genehmigungsvorbehalte. Allerdings erge-
ben sich aus dem Naturschutzrecht durchaus gewisse verfahrensrechtliche Anforderungen, 
denen innerhalb des jeweiligen „Trägerverfahrens“ (sprich: im immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahren bzw. im Baugenehmigungsverfahren) eine eigenständige Funktion 
zukommt.  

Im Mittelpunkt der naturschutzrechtlichen Anforderungen steht insofern die naturschutz-
rechtliche Eingriffsprüfung, nach der (unvermeidbare) Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft grundsätzlich auszugleichen oder auf sonstige Weise zu kompensieren sind (vgl. 
§§ 18-21 BNatSchG). Dabei gehen die maßgebenden Landesnaturschutzgesetze hinsicht-
lich der Kompensation zum Teil unterschiedliche Wege. Einige Länder haben ein sog. Öko-
Konto-System für die Kompensation aufgebaut.38 Zum Teil wird auch die lediglich finanzielle 
Kompensation ermöglicht.39  

Die Eingriffsprüfung findet im bauplanungsrechtlichen Innenbereich (also innerhalb von im 
Zusammenhang bebauten Ortsteilen) grundsätzlich nur im vorgelagerten Verfahren der Bau-
leitplanung statt (vgl. einerseits § 21 Abs. 2 BNatSchG, andererseits § 1a Abs. 3 und 4 
BauGB), so dass sie im Rahmen von einzelnen Genehmigungsverfahren für Bauvorhaben 
im Innenbereich entfällt. Das gilt aber nicht für Vorhaben im Außenbereich, wie sie für den 
hier betrachteten Bereich typisch sind. Hier ist innerhalb des immissionsschutzrechtlichen 
Genehmigungsverfahrens bzw. des Baugenehmigungsverfahrens folglich eine vollwertige 
(materiellrechtliche) Eingriffsprüfung nach Maßgabe des Landesnaturschutzrechts durchzu-
führen. Die Eingriffsprüfung ist also (materieller) Bestandteil des Prüfprogramms für die be-
antragte Genehmigung. Verfahrensrechtlich schlägt sie sich in Form einer Beteiligung der 
Naturschutzbehörde am Genehmigungsverfahren nieder, nicht in einem eigenständigen Ver-
fahren vor der Naturschutzbehörde.     

                                                 
37 Vgl. BVerwG NJW 1966, S. 513; BVerwG NVwZ 1986, S. 555. 
38 Vgl. z.B. § 16 HessNatSchG, § 9a SächsNatSchG. 
39 Vgl. z.B. § 12b NdsNatSchG. 
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Ein weiteres (ebenfalls regelungstechnisch unselbständiges) naturschutzrechtliches Prüfver-
fahren kann sich aus den Erfordernissen des europäischen Habitatschutz- und Vogelschutz-
rechts ergeben. Sofern das Vorhaben mit den Schutzzielen für ein Gebiet kollidieren könnte, 
das nach Maßgabe der sog. Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie40 oder der europäischen Vogel-
schutzrichtlinie41 einen besonderen Schutz genießt, kann es ausnahmsweise dennoch zuge-
lassen werden, wenn es das besondere Prüfprogramm der sog. FFH-
Verträglichkeitsprüfung besteht (vgl. dazu § 34 BNatSchG). Im Kern handelt es sich dabei 
aber auch hier um ein materiellrechtliches Prüfprogramm, das sich nicht in einem selbständi-
gen Verfahrenserfordernis niederschlägt.  

1.4.6 Sonstige Rechtsgebiete 
In materiellrechtlicher Hinsicht sind für die Errichtung und den Betrieb von Biogasanlagen 
sowie für den Umgang mit den entstandenen Restprodukten neben den Anforderungen aus 
den bereits behandelten Rechtskomplexen noch eine Reihe weiterer Vorschriften zu beach-
ten. Das betrifft insbesondere solche des Abfallrechts und des Düngerechts (einschließlich 
Düngemittelrecht). Aus diesen Vorschriften ergeben sich jedoch weder eigenständige Ge-
nehmigungsvorbehalte für die Anlagen noch besondere Verfahrenselemente, die den zu-
ständigen Behörden eine (Mit-) Entscheidungsfunktion im Hinblick auf die Zulassung der An-
lagen zusprechen würden.  

1.5 Ergebnisse und Folgerungen 
Die Zuordnung von Biogasanlagen mit ihren verschiedenen technischen Einrichtungen zu 
bestimmten Genehmigungsverfahren stellt sich als außerordentlich unübersichtlich dar.  

Das Kernverfahren richtet sich bei immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen An-
lagen nach dem BImSchG (immissionsschutzrechtliche Genehmigung), im Übrigen nach 
den Bauordnungen der Länder (Baugenehmigung). Welche dieser beiden Verfahrensarten 
im Einzelfall zum Zuge kommt, richtet sich nach den stark ausdifferenzierten Bestimmungen 
des Anhangs zur 4. BImSchV. Entscheidend sind neben der technischen Art der Anlage zu-
meist Leistungs- oder Größenkriterien sowie die Art der Einsatzstoffe.  

Die Qualifizierungen der 4. BImSchV treffen keine Festlegungen für die komplette Betriebs-
stätte „Biogasanlage“, sondern setzen isoliert bei den einzelnen technischen Einrichtun-
gen an (Lageranlage, Vergärungsanlage und Anlage zur Erzeugung von Nutzenergie). Eine 
Einbeziehung weiterer technischer Einrichtungen in das immissionsschutzrechtliche Geneh-
migungsverfahren kann grundsätzlich nur erfolgen, soweit es um die Ausdehnung auf „Ne-
beneinrichtungen“ geht. Daher kann es zum Nebeneinander unterschiedlicher Arten von Ge-
nehmigungsverfahren für verschiedene Teile einer einheitlich betriebenen Betriebsstätte 
kommen. Eine Auflösung dieser Zersplitterung durch den Gesetz- bzw. Verordnungsgeber 
wäre wünschenswert.  

                                                 
40 Richtlinie 92/43/EWG des Rates v. 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildle-

benden Tiere und Pflanzen, ABl. Nr. L 206, S. 7.  
41 Richtlinie 79/409/EWG des Rates v. 2. April 1979 über die Erhaltung wildlebender Vogelarten, ABl. Nr. L 206, 

S. 42. 
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Als Problempunkt erweisen sich auch die Klassifizierungen der 4. BImSchV für Vergärungs-
anlagen. Sie werden als Anlagen zur biologischen Behandlung immissionsschutzrechtlich 
für genehmigungsbedürftig erklärt, wenn bestimmte Durchsatzmengen an „Abfällen“ erreicht 
werden. Die Landesbehörden interpretieren die Vorgaben uneinheitlich. Es ist nicht eindeu-
tig, ob Stoffe, die gemeinhin als „Wirtschaftsdünger“ – und damit nicht als – „Abfall“ angese-
hen werden, im Kontext der Vorschrift gleichwohl als Abfall zu betrachten sind. Auch besteht 
Uneinigkeit darüber, ob die jeweiligen Mengenschwellen auf die Gesamtmenge an Gärmate-
rial oder auf die Teilmenge des eingesetzten Abfalls zu beziehen sind.  

Nach Auffassung des Autors spricht mehr dafür, insofern allein auf die Teilmenge an einge-
setztem Abfall abzustellen. Landwirtschaftliche Reststoffe dürften, soweit sie düngerechtlich 
als Wirtschaftsdünger zu qualifizieren sind, auch im Kontext der 4. BImSchV nicht als Abfall 
anzusehen sein. In keinem Falle dürften tierische Ausscheidungen und Exkremente als „Ab-
fall“ einzuordnen sein, weil es sich bei ihnen um „Gülle“ im Sinne des Rechts der tierischen 
Nebenprodukte handelt, auf die das KrW-/AbfG keine Anwendung findet.    

Soweit die Anlage (bzw. die einzelne technische Einrichtung) als immissionsschutzrechtlich 
genehmigungsbedürftig eingestuft ist, entfaltet das Verfahren eine Konzentrationswirkung. 
Das bedeutet, dass sich die Durchführung an sich ggf. erforderlicher weiterer öffentlich-
rechtlicher Zulassungsverfahren erübrigt. Die materiellrechtliche Prüfung der Vereinbarkeit 
mit den betreffenden Rechtsvorschriften wird in das immissionsschutzrechtliche Genehmi-
gungsverfahren integriert, unter Umständen verbunden mit dem Vorbehalt der Erteilung des 
Einvernehmens durch die an sich zuständige Behörde. Für Anlagen bzw. technische Einrich-
tungen, die nicht im immissionsschutzrechtlichen Verfahren genehmigt werden, gilt das nicht. 
Hier treten anderweitige Zulassungsvorbehalte ggf. neben die Baugenehmigung. Das gilt 
namentlich für eine unter Umständen notwendige tierseuchenrechtliche Zulassung.  

Einer tierhygienerechtlichen Zulassung bedürfen grundsätzlich alle Anlagen, in denen 
(auch) tierische Nebenprodukte eingesetzt werden. Zu den tierischen Nebenprodukten gehö-
ren (unter anderem) tierische Exkremente und Fäkalien aller Art („Gülle“ im Sinne der maß-
gebenden EG-Verordnung Nr. 1774/2002). Erfasst sind also alle Biogasanlagen, in denen 
entsprechende Stoffe vergoren werden. Lediglich für Anlagen, in denen ausschließlich Ener-
giepflanzen, ausschließlich Abfälle pflanzlicher Herkunft oder ausschließlich Stoffe dieser 
beiden Gruppen eingesetzt werden, besteht kein tierseuchenrechtliches Genehmigungser-
fordernis. 

Unter Umständen bedürfen einzelne technische Einrichtungen zusätzlich einer wasserrecht-
lichen Eignungsfeststellung als Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. 
Die maßgebenden Vorschriften statuieren insoweit allerdings zahlreiche differenzierte Aus-
nahmen, so dass jedenfalls nicht generell davon ausgegangen werden muss, dass ein sol-
ches Zulassungserfordernis besteht. 

Sowohl aus der Perspektive der Rechtsklarheit als auch im Interesse der Behörden und der 
betroffenen Anlagenbetreiber an überschaubaren, möglichst unkomplizierten Zulassungsver-
fahren wäre es vorteilhaft, zu aufeinander abgestimmten Regelungen über die Genehmi-
gungserfordernisse zu kommen. Als Lösung bietet sich an, sämtliche Biogasanlagen als be-
triebliche Gesamtkomplexe einheitlich einem immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsverfahren zu unterstellen. Damit würden zugleich auch die begrifflichen Probleme bei 
der Einordnung von Vergärungsanlagen nach der 4. BImSchV beseitigt. Für die Anlagen-
betreiber ergäben sich durch ein solches Vorgehen auf Grund der mit dem immissions-
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schutzrechtlichen Verfahren verbundenen Konzentrationswirkung ebenfalls bedeutsame Vor-
teile.  

Aus der Perspektive des vorliegenden Vorhabens, in dem es unter ökologischen Kriterien 
um eine Optimierung der Biogasnutzung geht, erscheint eine Vereinheitlichung der verfah-
renstechnischen Behandlung von Biogasanlagen unter dem Dach des BImSchG außeror-
dentlich interessant. Denn die einheitliche Einstufung aller Biogasanlagen als immissions-
schutzrechtlich genehmigungsbedürftig, die sich zugleich auf alle Prozessschritte der Pro-
duktion und der Nutzung von Biogas erstreckt, bietet die Möglichkeit, auch die materiellen 
Anforderungen an die Errichtung und Betrieb der erfassten Betriebseinrichtungen einheit-
lich zu regeln. Damit wäre eine gut brauchbare regelungstechnische Grundlage gewonnen, 
um im Sinne der bestverfügbaren Techniken (BVT) anspruchsvolle Umwelt- und Sicher-
heitsstandards zu setzen. Als Ort für die praktische Umsetzung bietet sich dafür die Schaf-
fung einer speziellen immissionsschutzrechtlichen Verordnung für Biogasanlagen an.  

2 Steuerung ökologischer Anforderungen an Biogasanlagen 
über das Genehmigungsrecht 

2.1 Einleitung und Aufgabenstellung 
Im Forschungsvorhaben konnte eine Fülle von fachlich sinnvollen Forderungen, Ideen und 
Vorschlägen für die ökologische Optimierung des Biogaspfades identifiziert werden, die sich 
auf verschiedene Problembereiche und unterschiedliche Stufen des Weges von der Erzeu-
gung von Energiepflanzen bis hin zur Nutzung zur Stromerzeugung und zum Umgang mit 
Reststoffen beziehen.  

Überblicksartig können diese wie folgt gruppiert werden:  

- Verminderung von Emissionen und Immissionen der technischen Anlagen 

- Sicherer Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 

- Anforderungen zur Anlagensicherheit 

- Energetische Anforderungen / Anreize (Effizienz) 

- Vermeidung von Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft (der Anlage selbst) 

- Umweltgerechte Ausbringung von Gärresten 

- Umweltgerechte Erzeugung und Auswahl von Einsatzstoffen 

Nachfolgend soll herausgearbeitet werden, wie die betreffenden Zielsetzungen regelungs-
technisch auf geeignete Weise durchgesetzt werden können.  

Dafür wird im ersten Schritt näher betrachtet, ob und auf welche Weise das Anforderungs-
spektrum der ökologischen Optimierung im gegenwärtigen Recht einen Niederschlag findet 
(Kap. 2.2), bevor anschließend untersucht wird, inwieweit sich die weitergehenden Steue-
rungsziele speziell über den Weg von Änderungen des einschlägigen Genehmigungsrechts 
– konkret also des Immissionsschutzrechts – oder aber über andere rechtliche Bereiche bzw. 
Instrumente erreichen lassen (Kap. 2.3). Im abschließenden Kapitel 2.4 werden die Ergeb-
nisse kurz zusammengefasst.  
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2.2 Das Anforderungsspektrum der ökologischen Optimierung und 
seine Berücksichtigung im gegenwärtigen Recht  

2.2.1 Verminderung von Emissionen und Immissionen der technischen 
Anlagen 

Im Hinblick auf die unmittelbar von Biogasanlagen und ihren einzelnen Komponenten (d.h. 
den baulichen / technischen Einrichtungen zur Lagerung von Einsatzstoffen, Vergärung, 
Stromerzeugung und Gärrestlagerung) ausgehenden Emissionen an Luftschadstoffen und 
Gerüchen ist zu konstatieren, dass derzeit keine rechtlichen Sicherungen bestehen, durch 
die bei Neuanlagen (erst recht bei Bestandsanlagen) die Einhaltung des Standes der Tech-
nik gewährleistet würde.  

Problematisch ist dies aus dem Blickwinkel der Klimaschutzpolitik vor allem für die Emissio-
nen des im Gärprozess entstehenden Treibhausgases Methan, die in erster Linie auf der 
Stufe der Gärrestlagerung (bei unzureichendem Luftabschluss der Lagereinrichtungen) so-
wie durch den sog. Methanschlupf entstehen können (Entweichen / Ablassen von unver-
branntem Methan). Wegen des höheren Treibhausgasfaktors von Methan gegenüber Koh-
lendioxid hat dies einen sehr großen Einfluss auf die Klimaschutzbilanz der Biogasnutzung 
insgesamt. Diesen beiden Emissionsfaktoren kann durch baulich-technische Maßnahmen 
gut entgegengewirkt werden (gasdichte Abdeckung von Gärrestlagern mit Restgaserfas-
sung, automatische Gasfackeln). Bei neueren Anlagen sind sie grundsätzlich Standard, aber 
gesetzlich (außer im Bereich der immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anla-
gen) nicht ausdrücklich gefordert.    

Im Hinblick auf die Umwelteinwirkungen in der Umgebung der Anlage sind noch weitere E-
missionen relevant. Zu nennen sind neben allgemeinen Störwirkungen (z.B. durch den An- 
und Abfahrtsverkehr im Umkreis der Anlage) insbesondere die verursachten Emissionen an 
Ammoniak (NH3), die zur Versauerung der Böden beitragen und zugleich entscheidender 
Wirkfaktor für störende Gerüche in der Nachbarschaft sind. Ihnen kann – was die Stufe der 
Gärrestlagerung betrifft – ebenfalls durch die Abdeckung von Gärrestlagern begegnet wer-
den. Des Weiteren können Einzelstoffe wie Formaldehyd eine Bedeutung haben.  

Die Reduzierung der Ammoniak-Emissionen aus den unterschiedlichen Quellen gehört zu 
den umweltpolitischen Zielen der EU. Die Richtlinie 2001/81/EG42 verpflichtet die Mitglied-
staaten dazu, ihre Gesamtemissionen an Ammoniak bis 2010 auf ein bestimmtes Niveau zu 
senken. Mit der 33. BImSchV43 wurden die betreffenden Vorgaben ins deutsche Recht um-
gesetzt (siehe dort insb. § 7). Die Durchsetzung entsprechender Maßnahmen bei Biogasan-
lagen würde das Erreichen des Emissionsminderungszieles erleichtern.  

Im Anlagenzulassungsrecht finden die betreffenden Ziele als solche bislang keinen Nieder-
schlag. Von der Zielrichtung her lassen sie sich teils als Schutzziele und teils als Vorsorge-
ziele begreifen: als Schutzziele insoweit, als es zum Teil darum geht, Schad- und Belästi-
gungswirkungen in der Nachbarschaft der Anlage zu vermindern (Immissionsschutz), als 
Vorsorgeziele insofern, als die Emissionen an der Quelle auf Grundlage eines anspruchs-

                                                 
42 RL 2001/81/EG über nationale Emissionshöchstmengen für bestimmte Luftschadstoffe, ABl. EG Nr. L 309, 

S.22. 
43 33. Verordnung zur Durchführung des BImSchG v. 13. Juli 2004, BGBl. I S. 1612. 
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vollen technischen Standards reduziert werden sollen, um das Belastungsniveau der Umwelt 
insgesamt (insbesondere im Hinblick auf das Klima) möglichst gering zu halten.  

Das BImSchG verlangt in seinen Regelungen zu den Grundpflichten der Anlagenbetreiber 
lediglich für die genehmigungsbedürftigen Anlagen die Einhaltung sowohl von Schutz- als 
auch von Vorsorgezielen (vgl. § 5 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG), während für die immissi-
onsschutzrechtlich nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen auf die allgemeine Forderung 
nach Einhaltung des Vorsorgegrundsatzes verzichtet wird. Letzteres ergibt sich aus dem für 
nicht genehmigungsbedürftige Anlagen maßgebenden § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG, der 
eine Minderung nur fordert, wenn anderenfalls „schädliche Umwelteinwirkungen“ hervorgeru-
fen würden. Als schädliche Umwelteinwirkung sieht das Gesetz wiederum nur Überschrei-
tungen der zumutbaren Immissionen an (vgl. § 3 Abs. 1 und 2 BImSchG). Somit ergibt sich 
für die verschiedenen Anlagen ein wesentlich unterschiedliches immissionsschutzrechtliches 
Anforderungsniveau – je nachdem, ob sie als immissionsschutzrechtlich genehmigungsbe-
dürftig eingestuft sind oder nicht. 

Das hat zur Folge, dass es für die nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen – um die es 
sich bei Biogasanlagen ganz überwiegend handelt – grundsätzlich keine gesetzlichen Anfor-
derungen zur Minderung der Emissionen nach dem Stand der Technik gibt, da diese Forde-
rung als Ausdruck des Vorsorgeprinzips begriffen wird. Dem könnte zwar durch eine Rechts-
verordnung des Bundes abgeholfen werden, da dieser nach § 23 Abs. 1 BImSchG befugt ist, 
durch Rechtsverordnung weitergehende Anforderungen auch im Hinblick auf die Vorsorge zu 
stellen. Der Bund hat von dieser Möglichkeit allerdings keinen Gebrauch gemacht.  

Auf der Ebene von untergesetzlichen Vorschriften zur Konkretisierung der immissions-
schutzrechtlichen Grundpflichten bestehen gegenwärtig ausschließlich Regelungen für ge-
nehmigungsbedürftige Komponenten von Biogasanlagen. Diese bilden allerdings – entge-
gen der dem Gesetz zu entnehmenden Grundpflicht zur Vorsorge nach dem Stand der 
Technik – den tatsächlichen Stand der Technik nur für wenige Teilaspekte ab (und dies auch 
noch teilweise unzureichend, soweit sie – wie hinsichtlich Ammoniak und Gerüchen – auf die 
Immissionssituation abstellen anstatt auf die Machbarkeit von Emissionsminderungen).  

Die insoweit einschlägige Technische Anleitung Luft (TA Luft)44 stellt nur wenige spezifi-
sche Anforderungen auf:  

- für die Emissionen von genehmigungsbedürftigen Motorenanlagen zur Stromerzeu-
gung: Emissionsgrenzwerte für Gesamtstaub, CO, NOx, SOx, organische Stoffe (vgl. 
Nr. 5.4.1.4/5 TA Luft), 

- für die Immissionen von Ammoniak: Immissionsbezogene Mindestabstandsregelun-
gen zum Schutz von Naturgütern; emissionsbezogene technische Minderungsanfor-
derungen nur bei Unterschreitung der Mindestabstände (vgl. Nr. 4.4.2 / 4.8 i.V.m. An-
hang 1 TA Luft), 

- für die Vermeidung von Geruchsbelastungen (allg.): Technische Minderungsanforde-
rungen in Abhängigkeit von den Abständen zu schützenswerten Nutzungen (Nr. 5.2.8 
TA Luft), 

                                                 
44 Erste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum BImSchG (Technische Anleitung Luft – TA Luft) v. 24. Juli 2002, 

GMBl. S. 511. 
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- für die Vermeidung von Geruchsbelastungen speziell bei Güllelagern: Mindestab-
stände; Unterschreitung zulässig bei emissionsseitigen Minderungsmaßnahmen (Nr. 
5.4.9.36 TA Luft), 

- für die Immissionen von Vergärungsanlagen mit Abfalleinsatz: Mindestabstände (im-
missionsbezogen), jedoch keine spezifischen Emissionsanforderungen für Vergä-
rungsanlagen (Nr. 5.4.8.6 TA Luft). 

Für die nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen existieren demgegenüber (überhaupt) 
keine spezifischen Regelungen, aus denen sich konkrete Grenzwerte oder technische Min-
destanforderungen ergeben würden. 

2.2.2 Sicherer Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
Der Standard für die technischen Anforderungen zur Verhinderung des Austritts von Flüssig-
keiten, von denen eine Gefährdung für Gewässer (Grundwasser oder Oberflächengewässer) 
ausgehen kann, ist in den einzelnen Bundesländern unterschiedlich, da die Festlegung von 
konkreten technischen Mindeststandards bis 200645 unter die Gesetzgebungskompetenz der 
Länder fiel. Die Verhinderung des Austritts von flüssigen Stoffen in den Untergrund ist in ers-
ter Linie eine Frage der Havariesicherheit, also der technischen Anforderungen an den 
Rückhalt von für Gewässer gefährlichen Stoffen. Ihnen kann folglich mit geeigneten techni-
schen Sicherheitsstandards passabel begegnet werden. Maßgebende Rechtsgrundlage sind 
zurzeit die Verordnungen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (VAwS) der Län-
der.  

Sofern ausschließlich Gülle und nachwachsende Rohstoffe eingesetzt werden, wird in eini-
gen Bundesländern davon ausgegangen, dass das von wesentlichen Prozessschritten aus-
gehende Wassergefährdungspotenzial in rein stofflicher Hinsicht mit demjenigen von 
landwirtschaftlichen Anlagen zum Umgang mit „Jauche, Gülle und Silagesickersäften“ (sog. 
JGS-Anlagen) zu vergleichen ist. Deshalb werden die betreffenden Komponenten rechtlich 
entsprechend behandelt, wodurch eine Privilegierung gegenüber Anlagen eintritt, in denen 
mit „echten“ wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird.46 Andererseits ist eine vollwer-
tige rechtsförmige Einstufung als JGS-Anlagen ist nicht möglich, weil es bei komplexen Bio-
gasanlagen nicht nur um Vorgänge der Lagerung und des Abfüllens geht (vgl. den Wortlaut 
von § 19g Abs. 2 WHG).  

Biogasanlagen stellen relativ komplexe Systeme von Einzeleinrichtungen dar, von denen 
mehrere eine Relevanz im Hinblick auf Wassergefährdungen ausgeht. Von daher wäre es 
wünschenswert, für Biogasanlagen spezifische, bundesweit einheitliche Standards zur Ver-
meidung von Wassergefährdungen zu entwickeln, mit denen ein anspruchsvolles Sicher-
heitsniveau erreicht wird, ohne hierbei wirtschaftlich nur schwer umsetzbare Maximalforde-
rungen zu stellen.  

                                                 
45 Eine Änderung trat insofern durch die Föderalismusreform ein. Nunmehr kann der Bund unter Wahrnehmung 

der neuen Kompetenz aus Art. 74 Abs. 1 Nr. 32 Regelungen dazu treffen.  
46 Vgl. z.B. die Darstellungen im Biogashandbuch Bayern, Materialienband, Kap. 2.2.4 (Neufassung Juli 2007) 

und in der Veröffentlichung des Niedersächsischen Umweltministeriums „Errichtung und Betrieb von Biogasan-
lagen – Anforderungen an den Gewässerschutz“ (2006).  
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Die Überprüfung der Einhaltung der Anforderungen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen erfolgt grundsätzlich nach den eigenständigen Regularien des Wasserrechts. Diese 
sehen grundsätzlich eine wasserbehördliche Eignungsfeststellung oder (bei serienmäßigen 
Anlagen) eine Bauartzulassung vor (vgl. § 19 h Wasserhaushaltsgesetz – WHG), außerdem 
für die Errichtung oder die Änderung einer Anzeige gegenüber der Wasserbehörde. Letztere 
entfällt jedoch nach Maßgabe der Vorschriften der Landeswassergesetze, wenn die Anlage 
baurechtlich (oder auch immissionsschutzrechtlich) genehmigt werden muss; in diesem Falle 
bedarf die Erteilung der Genehmigung eines Einvernehmens durch die Wasserbehörde.  

2.2.3 Anforderungen zur Anlagensicherheit 
Von einzelnen Komponenten von Biogasanlagen können erhebliche Sicherheitsgefahren 
ausgehen, insbesondere für die dort beschäftigten Personen. Mehrere Einzelfälle haben in 
der Vergangenheit gezeigt, dass insbesondere Explosionsgefahren durch die entstehenden 
Gasgemische auftreten können, die von den Betreibern mitunter unterschätzt werden.  

Das System der gesetzlichen Vorschriften, in dessen Mittelpunkt die auf Grundlage des Ge-
räte- und Produktsicherheitsgesetzes (GPSG) und des Arbeitsschutzgesetzes stehende Be-
triebssicherheitsverordnung (BetrSichV) steht, sieht keine sicherheitstechnische Geneh-
migung durch die Behörden vor, sondern lediglich eine technische Sicherheitsprüfung durch 
eine sachverständige oder als befähigt anerkannte Stelle vor, die zunächst vor der (erstmali-
gen) Inbetriebnahme und sodann grundsätzlich alle drei Jahre stattzufinden hat (vgl. insb. 
§§ 14 und 15 BetrSichV).47 

Im immissionsschutzrechtlichen Genehmigungsverfahren gehört die Anlagensicherheit 
grundsätzlich mit zum Prüfungsspektrum für die Erteilung der Genehmigung. Das folgt schon 
daraus, dass Sicherheitsgefahren als „sonstige Gefahren“ von der Schutzpflicht des § 5 Abs. 
1 Nr. 1 BImSchG erfasst sind. Außerdem sieht § 6 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG vor, dass die Ge-
nehmigung nur erteilt werden darf, wenn keine Belange des Arbeitsschutzes entgegenste-
hen. In der Sache ergibt sich daraus aber nicht das Erfordernis der Einhaltung weitergehen-
der Anforderungen als derjenigen des Gerätesicherheits- und Arbeitsschutzes. Die immissi-
onsschutzrechtliche Genehmigungsbehörde wird daher nur die Vorlage der nach dem Gerä-
tesicherheits- und Arbeitsrecht erforderlichen Nachweise und Dokumente verlangen (kön-
nen), nicht aber in eine eigenständige behördliche Prüfung der Technik selbst eintreten.  

Bei lediglich baugenehmigungsbedürftigen Anlagen hängt das Vorhandensein einer rege-
lungstechnischen Verknüpfung mit den Vorgaben des Gerätesicherheitsrechts davon ab, wie 
der Baugenehmigungstatbestand ausgestaltet ist. Sofern die jeweilige Landesbauordnung – 
wie es im älteren Recht üblich war – noch eine Klausel enthält, nach der die Baugenehmi-
gung nur erteilt werden darf, wenn Vorschriften des öffentlichen Rechts nicht entgegenste-
hen (oder ähnlich), kann die Behörde die Vorlage der betreffenden Nachweise verlangen. 
Anderenfalls kann die Baugenehmigung nicht von der Vorlage der Prüfnachweise abhängig 
gemacht werden.  

Das Prüf- und Überwachungssystem der BetrSichV, das weitgehend ohne behördliche Ü-
berwachung auskommt, indem es im Wesentlichen auf die Prüfkompetenz sachverständiger 
Stellen oder sonstiger anerkannter befähigter Personen abstellt, erscheint vom Ansatz her 
durchaus ausreichend und sachgerecht. In Anbetracht der in jüngster Zeit aufgetretenen Fäl-
                                                 
47 Betriebssicherheitsverordnung vom 27. September 2002 (BGBl. I S. 3777), zuletzt geändert durch Artikel 5 der 

Verordnung vom 6. März 2007 (BGBl. I S. 261). 
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le, in denen es gleichwohl zu teilweise schweren Unfällen im Umgang mit Biogasanlagen ge-
kommen ist, liegt es jedoch nahe, im Speziellen weitergehende Anforderungen an die Quali-
fizierung des betrieblichen Personals aufzustellen. Insbesondere sollte standardmäßig eine 
Schulung des in Biogasanlagen tätigen Personals im Hinblick auf Sicherheitsgefahren si-
chergestellt werden. 

2.2.4 Energetische Anforderungen / Anreize (Effizienz) 
Die für die Nutzung von Biogas verbreiteten Aggregate zur Stromerzeugung erreichen in der 
Regel über einen vergleichsweise niedrigen energetischen Wirkungsgrad und damit eine re-
lativ geringe Stromausbeute. Der Gesamtwirkungsgrad kann zwar erheblich gesteigert wer-
den, wenn die Stromerzeugung in Kraft-Wärme-Kopplung erfolgt. Häufig ist die Nutzung der 
erzeugten Wärme jedoch vor Ort nicht oder nur zu relativ ungünstigen wirtschaftlichen Kondi-
tionen möglich.   

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage nach den geeigneten rechtlichen Instrumenten, 
mit denen weitere Fortschritte in der Energieeffizienz der Anlagen induziert werden können. 
Denkbar erscheint insbesondere  

a) auf der Ebene des Ordnungsrechts:  

- die Festlegung energetischer Mindeststandards (ggf. zu bestimmten Zeitpunkten), 

- die Verpflichtung zur Kraft-Wärme-Kopplung für bestimmte Arten von Anlagen,  

b) auf der Ebene des Förderrechts:  

- die Knüpfung von Fördertatbeständen (wie die EEG-Vergütung) an bestimmte Min-
deststandards, und 

- die Schaffung besonderer Anreiztatbestände zur Erreichung erhöhter Effizienzanfor-
derungen (wie z.B. beim EEG-Technologiebonus).  

Aus dem gegenwärtigen Ordnungsrecht ergibt sich eine Grundlage für energetische Anforde-
rungen wiederum nur für die immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftigen Anlagen. 
Für diese stellt § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG die Grundpflicht auf, „Energie sparsam und effi-
zient“ zu verwenden. § 7 ermächtigt die Bundesregierung zum Erlass einer Rechtsverord-
nung unter anderem auch darüber, dass „der Einsatz von Energie entsprechenden Anforde-
rungen genügen muss“. Bislang wurde hiervon jedoch kein Gebrauch gemacht. Auch prak-
tisch geht die Grundpflicht des § 5 Abs. 1 Nr. 4 BImSchG bisher ins Leere, da es den zu-
ständigen Behörden an konkreten Ansatzpunkten dafür fehlt, um im Einzelfall bestimmte e-
nergiebezogene Maßnahmen zu fordern. 

Für die nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen gibt das BImSchG in seiner gegenwärtigen 
Gestalt keine Anknüpfungspunkte für energiebezogene technische Anforderungen her. Auch 
die Verordnungsermächtigung aus § 23 erstreckt sich darauf nicht.  
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2.2.5 Vermeidung von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft  
Mit dem Bau von Biogasanlagen können lokal zum Teil nicht unerhebliche Einwirkungen auf 
Belange der umliegenden Natur und des Landschaftsbildes verbunden sein. Diese halten 
sich insbesondere bei kleineren Anlagen zwar meist in überschaubaren Grenzen. Es kann 
jedoch auch bei kleineren Anlagen je nach örtlicher Lage nicht ausgeschlossen sein, dass 
problematische Störwirkungen durch eine Vielzahl von nah beieinander liegenden Anlagen 
auftreten, die wiederum mittelbare Belastungen in der Umgebung mit sich bringen (z.B. 
durch den An- und Abfahrtsverkehr).  

Aus diesem Blickwinkel erscheint es wünschenswert, die Ansiedlung von Biogasanlagen ins-
besondere im Außenbereich kleinräumlich steuern zu können.  

Das geltende Recht stellt für eine derartige Steuerung allerdings bereits einige geeignete 
Steuerungsmittel zur Verfügung:  

- Wie sich aus § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB ergibt, kann die Gemeinde auch bei den 
nach § 35 Abs. 1 Nr. 7 BauGB grundsätzlich im Außenbereich privilegierten Anlagen 
Flächennutzungspläne für Eignungs- und Vorranggebiete aufstellen, mit denen die 
Wirkung verbunden ist, dass die Verwirklichung von Biogasanlagen außerhalb der 
positiv ausgewiesenen Flächen unzulässig ist.  

- Die Gemeinde kann sowohl im Außenbereich als auch im Innenbereich Bebauungs-
pläne aufstellen, in denen sie die Zulässigkeit von Biogasanlagen grundstücksgenau 
regelt.  

- Zudem hat die Gemeinde die Möglichkeit, im Hinblick auf die Ordnung der Grund-
stücksnutzungen mit Investoren städtebauliche Verträge nach § 11 BauGB zur Er-
gänzung von Bauleitplänen zu schließen oder vorhabenbezogene Bebauungspläne 
aufzustellen, in denen Festlegungen über die Standorte getroffen werden.  

Im einzelnen Genehmigungsverfahren für die jeweilige Anlage (sei es nach BImSchG oder 
nach den Vorschriften des Landesbauordnungsrechts) sind die betreffenden planerischen 
Festlegungen zu beachten.  

Soweit die einzelne Anlage bauplanungsrechtlich grundsätzlich genehmigungsfähig ist, 
kommt (jedenfalls im Außenbereich) die naturschutzrechtliche Eingriffsprüfung zur Anwen-
dung, nach der (unvermeidbare) Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft grundsätzlich 
auszugleichen oder auf sonstige Weise zu kompensieren sind (vgl. §§ 18-21 BNatSchG). 

Sofern die Eingriffsprüfung von den zuständigen Stellen sorgfältig vollzogen wird, bedarf es 
hinsichtlich der Standortfrage ais hiesiger Sicht grundsätzlich keiner zusätzlichen Rechtsin-
strumente, um die Belange von Natur und Landschaft angemessen zur Geltung zu bringen – 
wenngleich aus fachlicher Sicht zu bemängeln ist, dass die Eingriffsprüfung durchaus nicht 
immer mit der erforderlichen Sorgfalt durchgeführt wird. 
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2.2.6 Umweltgerechte Ausbringung von Gärresten 
Nach den Erkenntnissen des Vorhabens ergibt sich sowohl für die klimarelevanten Emissio-
nen von Methan als auch für die Entstehung von schädlichen Ammoniakemissionen ein er-
hebliches Emissionsminderungspotenzial aus der Art und Weise der Ausbringung von Gär-
resten. Bestimmte Ausbringungsmethoden sind besonders emissionsträchtig.  

Die insoweit einschlägige, auf Grundlage des Düngemittelgesetzes ergangene Düngever-
ordnung (DüV) regelt in der Neufassung von 200748 hierzu zweierlei: 

- Zum einen sieht sie für die Ausbringung auf unbestellten Acker eine Pflicht zur unver-
züglichen Einarbeitung von flüssigem Düngematerial vor (vgl. § 4 Abs. 2). 

- Zum anderen erklärt sie folgende Techniken der Ausbringung für unzulässig ab dem 
Jahr 2010 (bzw. Jahr 2015, wenn das Gerät bis Februar 2006 in Betrieb genommen 
wurde): Gülle/Jauchewagen mit freiem Auslauf auf den Verteiler; zentrale Prallvertei-
ler, mit denen nach oben abgestrahlt wird; Güllewagen mit senkrecht angeordneter, 
offener Schleuderscheibe; ferner Drehstrahlregner zur Verregnung (vgl. § 3 Abs. 10 
i.V.m. Anlage 4 DüV). 

Die Vorgaben der Düngeverordnung erscheinen aus dem Blickwinkel des Vorhabens relativ 
schwach. Ein tragfähiger Grund, die Geltung der Verbote des Anhangs 4 für bis Februar 
2006 in Betrieb genommene Geräte auf 2015 hinauszuzögern, ist nicht ersichtlich. Insbe-
sondere kann insoweit nicht generell auf den Vertrauensschutz verwiesen werden. Allenfalls 
für Geräte, die erst kurz vor Inkrafttreten der Regelung angeschafft wurden, hätte aus Ver-
hältnismäßigkeitsgründen eine Ausnahmefrist bis 2015 eingeräumt werden müssen.  

Im Übrigen liegt das wesentliche instrumentelle Manko der Düngeverordnung seit jeher in 
der mangelnden behördlichen Überwachung. Von daher ist Wert darauf zu legen, dass zum 
Ende der Frist eine intensive Kontrollphase stattfindet.  

Ein „Link“ zu den Anforderungen zu den Rechtsvorschriften zur Ausbringung von Gärresten 
kennt das Anlagenzulassungsrecht nicht. Das Dünge- und Düngemittelrecht ist ein eigen-
ständiges Teilgebiet des Agrarrechts. Weder im immissionsschutzrechtlichen noch im bau-
rechtlichen Genehmigungsverfahren für Biogasanlagen wird geprüft, ob hinsichtlich der Aus-
bringung von Gärresten die Anforderungen des Düngerechts eingehalten werden.49 

                                                 
48 BGBl. I S. 221. 
49 Etwas anderes ergibt sich auch nicht aus der auf die Vermeidung und Verwertung von Abfällen bei genehmi-

gungsbedürftigen Anlagen gerichteten Vorschrift des § 5 Abs. 1 Nr. 3 BImSchG. Diese bezieht sich schon von 
ihrem Wortlaut nach auf Abfälle, nicht auf Wirtschaftsdünger, um den es sich jedenfalls bei den Gärresten aus 
der Herstellung von Biogas aus Gülle und nachwachsenden Rohstoffe handelt.  
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2.2.7 Umweltgerechte Erzeugung und Auswahl von Einsatzstoffen 
Die Methoden der landwirtschaftlichen Erzeugung bringen vielfältige Natur- und Umweltbe-
lastungen mit sich. Zu diesen gehören neben stofflichen Belastungen der verschiedenen 
Umweltmedien nicht zuletzt auch flächenhafte Beanspruchungen der Natur, die zum Verlust 
an Artenreichtum und Lebensräumen sowie zur Verschlechterung der Bodenqualität führen 
können.  

Besonders bedeutsam erscheinen im Kontext des vorliegenden Forschungsvorhabens Na-
tur- / Umwelteffekte wie: 

- der durch das „neue“ Segment des Energiepflanzenanbaus insgesamt zunehmende 
Druck in Richtung der Inanspruchnahme zusätzlicher Flächen für landwirtschaftliche 
Bodennutzungen, 

- die Verschlechterung der Böden durch einseitigen Anbau besonders ertragreicher 
Pflanzenarten. 

- der Verlust an Lebensräumen / Artenreichtum durch den einseitigen Anbau beson-
ders ertragreicher Pflanzenarten, 

- der zunehmende Gründlandumbruch,  

- die insgesamt zunehmende Menge des Düngemitteleintrags (verbunden mit einer Er-
höhung der Emissionen des Treibhausgases Distickstoffoxid).  

Die Minderung von Natur- und Umweltbelastungen aus der Landwirtschaft ist ganz überwie-
gend in den speziellen Vorschriften des Agrarrechts geregelt, die allerdings ihrerseits eine 
Einflussnahme auf die Art und Weise der landwirtschaftlichen Bodennutzung nur in sehr ge-
ringem Maße vorsehen: 

- Die im Hinblick auf Belastungen des Bodens, des Wassers (d.h. des Grundwassers 
und der Oberflächengewässer) sowie der Luft besonders bedeutsame landwirtschaft-
liche Düngung ist Gegenstand des Düngerechts, dessen zentrale Vorschriften die 
Düngeverordnung und die Düngemittelverordnung sind. Das beiden Verordnungen 
zugrunde liegende Düngemittelgesetz verlangt grundsätzlich die Einhaltung der „gu-
ten fachlichen Praxis“ der Düngung (vgl. § 1a DüMG). Die Düngeverordnung konkre-
tisiert diese näher. Generell legen die düngerechtlichen Vorschriften in Bezug auf 
stoffliche Umwelteinwirkungen einen sehr zurückhaltenden Maßstab an. Mit den Vor-
schriften wird namentlich kein besonders anspruchsvoller Standard der Vermeidung 
von Emissionen angestrebt.  

- Hinsichtlich der Auswirkungen in die Fläche kennt das Agrar-Ordnungsrecht keine 
spezifischen Regularien. Die Aufgabe, der Inanspruchnahme durch landwirtschaftli-
che Bodennutzungen insoweit Grenzen zu ziehen, fällt im Wesentlichen den Vor-
schriften des Naturschutzrechts zu: Das Naturschutzrecht erklärt seinerseits die 
landwirtschaftliche Bodennutzung grundsätzlich für vereinbar mit den Zielen des Na-
turschutzes, soweit die Grundsätze der guten fachlichen Praxis beachtet werden, zu 
denen gemäß § 5 Abs. 4 BNatSchG auch bestimmte naturschutzrechtliche Grundan-
forderungen gehören (vgl. § 18 Abs. 2), und das spezifische Einschränkungen im Üb-
rigen nur vorsieht, soweit dies in speziellen Schutzverordnungen ausdrücklich gere-
gelt wird.  



IFEU & Partner  Nachhaltiger Biogasausbau 

– 37 – 

- Eine an sich indirekte, praktisch aber sehr bedeutsame Weiterung erfahren die ord-
nungsrechtlichen Regelungen des Agrar- und Naturschutzrechts durch die sog. 
Cross-Compliance-Vorgaben des europäischen Agrarförderrechts.50 Da die praktisch 
von allen landwirtschaftlichen Betrieben in Anspruch genommene landwirtschaftliche 
Betriebsprämie nur unter der Voraussetzung beansprucht werden kann, dass be-
stimmte umweltbezogene Mindest-Anforderungen eingehalten werden, kommt den 
betreffenden Regelungen zur Umsetzung der europäischen Cross-Compliance-
Vorgaben eine ergänzende Steuerungsfunktion zu. Die maßgebenden Regelungen 
zur Umsetzung in Deutschland befinden sich für das materielle Recht in dem Direkt-
zahlungen-Verpflichtungengesetz51 und in der Direktzahlungen-
Verpflichtungenverordnung52 und für das formelle Recht (d.h. die Dokumentationser-
fordernisse) in der InVeKoS-V53 (siehe zum Ganzen auch Teil L dieses Materialien-
bandes).  

Das Zulassungsrecht für Biogasanlagen stellt zu diesen Rechtsbereichen keinen Bezug auf. 
Es fragt generell nicht danach, welche Stoffe in genehmigungsbedürftigen oder nicht ge-
nehmigungsbedürftigen Anlagen eingesetzt werden, sofern die Art des jeweiligen Einsatz-
stoffes keine Auswirkungen auf die Emissionen der zu genehmigenden Anlage selbst hat.  

Aus dem Blickwinkel des Vorhabens erweist sich eine nähere Beeinflussung der Wahl der 
Einsatzstoffe (Gärsubstrate) sowie der Art der Erzeugung allerdings durchaus als wün-
schenswert, sowohl um die Emissionen an Treibhausgasen und anderen problematischen 
Stoffen zu begrenzen als auch um die flächenhaften Beeinträchtigungswirkungen auf Natur 
und Landschaft zu minimieren.   

 

                                                 
50 Zentrale Vorschrift ist die Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 des Rates mit gemeinsamen Regeln für Direktzah-

lungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber land-
wirtschaftlicher Betriebe, ABl. EG Nr. L 270 vom 21.10.2003, S. 1. 

51 Direktzahlungen-Verpflichtungengesetz vom 21. Juli 2004 (BGBl. I S. 1763, 1767). 
52 Direktzahlungen-Verpflichtungenverordnung vom 4. November 2004 (BGBl. I S. 2778), zuletzt geändert durch 

Artikel 3 der Verordnung vom 4. April 2007 (BGBl. I S. 489).  
53 Verordnung über die Durchführung von Stützungsregelungen und gemeinsamen Regeln für Direktzahlungen 

nach der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 im Rahmen des Integrierten Verwaltungs- und Kontrollsystems (In-
VeKoS-Verordnung - InVeKoSV), BGBl. I 2004 S. 3194, zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 7. 
Februar 2008 (BGBl. I S. 149). 
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2.3 Regelbarkeit der Steuerungsziele in den verschiedenen 
Rechtsbereichen  

2.3.1 Das Anlagengenehmigungsrecht als zentraler instrumenteller 
Ansatzpunkt 

2.3.1.1 Grundsätzliche Eignung des Anlagengenehmigungsrechts 

Unter der Zielsetzung, einen wirksamen und zugleich relativ einfach umsetzbaren Weg zu 
finden, um möglichst viele der im Vorhaben identifizierten Ziele der ökologischen Optimie-
rung regelungstechnisch umsetzen zu können, drängt es sich auf Anhieb auf, das Anlagen-
genehmigungsrecht als entscheidenden regelungstechnischen Hebel einzusetzen. Das gilt 
jedoch nur für diejenigen Forderungen, die sich als anlagenbezogen darstellen. 

Im gegenwärtigen Umweltrecht fällt die Rolle des Anlagengenehmigungsrechts dem Immis-
sionsschutzrecht zu. Es ist als das zentrale Rechtsinstrument der Anlagenzulassung konzi-
piert: Sofern eine Anlage immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig ist, werden alle 
anderen Genehmigungserfordernisse (bis auf wenige Ausnahmen) unter dem Dach der im-
missionsschutzrechtlichen Genehmigung zusammengezogen (Konzentrationswirkung). So-
fern die Anlage nicht immissionsschutzrechtlich genehmigungsbedürftig ist, ergeben sich aus 
dem Immissionsschutzrecht dennoch jedenfalls die entscheidenden materiellrechtlichen An-
forderungen in Bezug auf alle Umweltziele, die sich als auf die betreffende Anlage selbst be-
zogen darstellen. 

Ungeeignet oder wenig geeignet zur Implementierung von Zielen der ökologischen Opti-
mierung ist das Immissionsschutzrecht daher für solche Forderungen, die  

a) keinen oder nur einen sehr schwachen Bezug zu der jeweils zu genehmigenden An-
lage selbst aufweisen,  

b) sich auf die der Einzelgenehmigung vorgelagerte Phase der Bauleitplanung bezieht 
und deshalb im Rahmen des späteren einzelnen Genehmigungsverfahrens als be-
reits „abgearbeitet“ betrachtet werden müssen, 

oder 

c) besondere Innovationsanreize setzen sollen. 

Zur Kategorie a) zählen diejenigen Forderungen, die sich auf die Art und Weise des Anbaus 
und auf die Auswahl der Einsatzstoffe für die Vergärung beziehen. Es ist zwar theoretisch 
nicht ausgeschlossen, über die immissionsschutzrechtliche Genehmigung vorzugeben, dass 
bestimmte als problematisch erachtete Einsatzstoffe „tabu“ sind, weil ihre Erzeugung mit be-
sonders großen Umweltbelastungen verbunden ist. Innerhalb des Regelungsgerüsts des 
BImSchG wäre das jedoch ein krasser Systembruch, der sich ganz sicher nicht für eine For-
derung speziell für den Biogasbereich anbietet, die umweltpolitisch (insb. klimapolitisch) in 
der Gesamtschau weit weniger Bedeutung hat als beispielsweise die Frage, welche Brenn-
stoffe in Kraftwerken zum Einsatz kommen dürfen.   

In Kategorie a) fallen darüber hinaus auch Vorgaben hinsichtlich der Ausbringung der Gär-
reste. Diese können zwar an sich (über eine Gesetzesänderung) in den Genehmigungskom-
plex für die Anlage hineingezogen werden. Auch das wäre aber systematisch unpassend, 
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weil das Anlagenzulassungsrecht an der ortsfesten Anlage eines bestimmten Betreibers an-
setzt, während die Gärrestausbringung durch Dritte an anderer Stelle erfolgen kann und eine 
durchaus veränderliche Größe darstellt, die sich zum Zeitpunkt der Anlagengenehmigung al-
lenfalls eingeschränkt fixieren lässt.  

Kategorie b) umfasst sämtliche Forderungen, die sich auf die Frage der Standortwahl bezie-
hen. Diese sind einerseits Gegenstand von Festlegungen und Instrumenten der Bauleitpla-
nung, andererseits der naturschutzrechtlichen Eingriffsprüfung. Sie aus ihren originären Re-
gelungsbereichen herauszulösen, wäre wiederum ein Systembruch. 

Das anlagenbezogene Instrumentarium des BImSchG ist auf die Setzung von Mindeststan-
dards angelegt, nicht auf darüber hinausgehende Innovationsanreize (Kategorie c)). Es ist 
deshalb durchaus im Rahmen des materiellen Immissionsschutzrechts gut vorstellbar, dass 
zeitlich gestaffelte, also stufenweise ansteigende Anforderungen aufgestellt werden (etwa: 
eine bestimmte Technik ab einem bestimmtem Zeitpunkt unzulässig wird). Nicht zugänglich 
sind diesem System jedoch Regelungen, die einen über das gesetzte Mindestniveau hinaus-
gehenden Weiterentwicklungsanreiz geben sollen.  

2.3.1.2 Zur Bedeutung des Umweltgesetzbuches (UGB) 

Es ist noch in dieser Legislaturperiode des Bundestages damit zu rechnen, dass das 
BImSchG in dem von der Regierungskoalition derzeit vorbereiteten Umweltgesetzbuch 
(UGB) aufgeht. Damit stellt sich die Frage, ob und ggf. inwieweit sich die hier betrachteten 
Regelungszusammenhänge unter Geltung des UGB wesentlich ändern werden. 

Davon ist in Ansehung der bisher diskutierten Vorstellungen der Regierung zum UGB grund-
sätzlich nicht auszugehen. Das dem vorliegenden Referentenentwurf des BMU54 zugrunde 
liegende Konzept des UGB sieht vor, in einem ersten Buch des UGB (UGB I) die allgemei-
nen Vorschriften des Gesetzbuches und die vorhabenbezogenen Regelungen zusammenzu-
führen. Das würde bedeuten, dass der Komplex der anlagenbezogenen Bestimmungen des 
BImSchG thematisch vollständig in das UGB I überführt würde.  

Hinsichtlich der inneren Struktur sieht der Referentenentwurf zum UGB I zwar vor, das In-
strument der Anlagengenehmigung in einer „integrierten Vorhabengenehmigung“ aufgehen 
zu lassen. Für die hier betrachteten Anlagenarten würden sich die Regelungsstrukturen un-
terhalb dieser begrifflichen Ebene weitgehend mit dem bisherigen Recht decken. Das bedeu-
tet: Es soll weiterhin unterschieden werden zwischen genehmigungsbedürftigen und nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen (vgl. § 49 RefE UGB I), wobei die Grundpflichten des § 5 
Abs. 1 BImSchG für die genehmigungsbedürftigen Anlagen weitgehend unverändert für die 
nach dem UGB I genehmigungsbedürftigen Anlagen übernommen werden sollen (vgl. § 52 
RefE UGB I). Festgehalten werden soll auch an der bisherigen Systematik, nach der mate-
rielle Anforderungen am genehmigungsbedürftige Anlagen sowohl in Rechtsverordnungen 
(vgl. § 53 RefE UGB I) als auch in Verwaltungsvorschriften (vgl. § 46 RefE UGB I) festgelegt 
werden können. Demnach ist vorerst nicht damit zu rechnen, dass sich hinsichtlich der kon-
kreten materiellen Anforderungen des Immissionsschutzrechts aus der TA Luft Wesentliches 
ändern wird. Das gilt umgekehrt auch für die Anforderungen an nicht genehmigungsbedürfti-

                                                 
54 BMU, Referentenentwurf (RefE) zum Umweltgesetzbuch, Erstes Buch (UGB I) - Allgemeine Vorschriften und 

vorhabenbezogenes Umweltrecht - (Stand: 19.11.2007). 
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ge Anlagen, die aus dem bisherigen Entwurf zum UGB I ausgeklammert bleiben und für die 
deshalb vorerst die Fortgeltung des BImSchG zu erwarten ist.  

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, die hiesigen Überlegungen trotz des bevorste-
henden Umweltgesetzbuches an den Strukturen des gegenwärtigen Anlagenzulassungs-
rechts entlang zu entwickeln. Die Aussagen können, soweit es der Gesetzgebungsprozess 
für das UGB bisher erkennen lässt, praktisch unverändert auf den neuen Regelungskontext 
übertragen werden.  

2.3.1.3 Konkrete anlagenbezogene Optimierungsansätze 

Damit verbleiben für eine Regelbarkeit im Immissionsschutzrecht bzw. im anlagenbezogenen 
Umweltrecht grundsätzlich alle anlagenbezogenen Forderungen, mit denen ein bestimmter 
einzuhaltender Mindeststandard festgesetzt werden soll. 

Als „anlagenbezogen“ können dabei Festlegungen in Bezug auf sämtliche Einrichtungen / 
Komponenten der jeweiligen Betriebsstätte und damit auch auf sämtliche technisch eigen-
ständigen Betriebsphasen (Einsatzstofflagerung, Vergärung, Stromerzeugung und Gärrest-
lagerung, ggf. auch die Aufbereitung auf Erdgasqualität) verstanden werden. 

Im Zentrum des damit über das Immissionsschutzrecht bzw. das anlagenbezogene Umwelt-
recht erreichbaren Regelungsspektrums steht damit die Vermeidung von problematischen 
Emissionen der einzelnen Anlagenkomponenten, die – wie bereits dargestellt – im gegen-
wärtigen Immissionsschutzrecht für genehmigungsbedürftige und nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlagen unterschiedlich und inhaltlich in beiden Bereichen bislang nicht auf befriedi-
gende Weise ausgestaltet sind (siehe oben, 2.2.1). Angestrebt werden sollte dabei möglichst 
einheitlich für alle Biogasanlagen und ihre Komponenten (d. h. ungeachtet ihrer Leistung und 
der eingesetzten Stoffe) der im Immissionsschutzrecht für genehmigungsbedürftige Anlagen 
allgemein übliche Vorsorgestandard (Stand der Technik). Besonders bedeutsam ist diese 
Forderung für die Vermeidung von Emissionen des Treibhausgases Methan sowie des 
Schadgases Ammoniak.  

Für Bestandsanlagen bietet sich ergänzend die Aufstellung eines zeitlich gestaffelten Stu-
fenplans zur Einhaltung der Emissionsminderungsanforderungen durch geeignete Nach-
rüstmaßnahmen für die wesentlichen Emissionsquellen an. 

Fraglich ist, ob und ggf. inwieweit die materiellrechtlichen Mindeststandards des Immissions-
schutzrechts auch auf weitere Zielbereiche ausgedehnt werden sollte:  

• Hinsichtlich der technischen Mindeststandards für den Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen ist die Festlegung spezifischer Anforderungen grundsätzlich ebenfalls sinnvoll. 
Sie kann vom Ansatz her sowohl im immissionsschutzrechtlichen als auch im wasser-
rechtlichen Zusammenhang erfolgen. Sachlich näher liegend ist der wasserrechtliche 
Kontext.  

• Eine Ausgliederung der allgemeinen sicherheitstechnischen Anforderungen aus dem Re-
gelungszusammenhang des Gerätesicherheits- und Arbeitsschutzrechts empfiehlt sich 
ebenfalls nicht. Sinnvoll erscheint eine Flankierung der bestehenden Sicherheitsanforde-
rungen durch die weitergehende Verpflichtung zur sicherheitstechnischen Schulung des 
eingesetzten Personals. Hierfür bietet sich grundsätzlich wiederum eher das betreffende 
Fachrecht an. Eine Regelung innerhalb des Anlagenzulassungsrechts wäre aber eben-
falls gut denkbar. 



IFEU & Partner  Nachhaltiger Biogasausbau 

– 41 – 

• Energieeffizienzstandards könnten im Kontext des Anlagenzulassungsrechts in Gestalt 
von Mindestanforderungen aufgestellt werden. Das gilt sowohl für Biogasanlagen als 
auch für andere Arten von technischen Anlagen. Das Immissionsschutzrecht kennt inso-
fern bisher nur eine allgemein gehaltene Grundpflicht für genehmigungsbedürftige Anla-
gen, aber keine Konkretisierungen. An entsprechende Weiterungen könnte im Zusam-
menhang mit der bevorstehenden Schaffung des Umweltgesetzbuches (UGB) gedacht 
werden, auch im Sinne einer Anforderungskombination mit der Kraft-Wärme-Kopplung 
bei geeigneten Anlagenarten (entweder Kraft-Wärme-Kopplung oder bestimmte energeti-
sche Wirkungsgrade).   

2.3.1.4 Rechtsförmige Umsetzung der anlagenbezogenen Optimierungsansätze im 
Kontext des Anlagenzulassungsrechts 

Die rechtsförmige Umsetzung des geschilderten Anforderungsprofils kann auf verschiedene 
Weise geschehen. Hierbei kommt es entscheidend darauf an, ob bzw. welche Komponenten 
von Biogasanlagen als genehmigungsbedürftige oder nicht genehmigungsbedürftige Anla-
gen eingestuft werden:  

a) Variante „nicht genehmigungsbedürftige Anlagen“ 

Bleibt es dabei, dass die Lagerungs-, Vergärungs- und Stromerzeugungskomponenten von 
komplexen Biogasanlagen ganz überwiegend als immissionsschutzrechtlich (bzw. gemäß 
UGB umweltrechtlich) nicht genehmigungsbedürftige Anlagen eingestuft werden, so gilt 
für die betreffenden technischen Einrichtungen, dass für sie nach allgemeinem Recht keine 
Anforderung zur Einhaltung des Standes der Technik der Emissionsminderung besteht.  

Das bedeutet, dass der diesseits für erforderlich erachtete Emissionsminderungsstandard 
des Standes der Technik mitsamt seinen konkreten technischen Einzelanforderungen für 
diese dann nur im Wege einer gesonderten immissionsschutzrechtlichen (umweltrechtlichen) 
Rechtsverordnung für (u. a. nicht genehmigungsbedürftige) Biogasanlagen durchgesetzt 
werden kann. Das BImSchG enthält hierfür eine geeignete Ermächtigung in § 23 Abs. 1 des 
Gesetzes. Für das UGB wird das voraussichtlich ebenfalls gelten (es ist nicht ersichtlich, wa-
rum sich hieran etwas ändern sollte).  

Unterhalb der Ebene einer neuen Rechtsverordnung wäre eine entsprechende ordnungs-
rechtliche Vorgabe von Emissionsminderungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik 
(z.B. in einer die zuständigen Behörden bindenden Verwaltungsvorschrift) demgegenüber 
unzulässig, weil in einer Verwaltungsvorschrift keine Regelungen getroffen werden dürfen, 
mit denen die gesetzlichen bzw. in Verordnungen festgelegten Anforderungsstandards er-
weitert oder verschärft werden. Da die gesetzlichen Grundpflichten für nicht genehmigungs-
bedürftige Anlagen lediglich auf die Vermeidung von problematischen Immissionssituationen 
gerichtet sind (vgl. § 22 Abs. 1 Nr. 1 und 2 BImSchG), nicht jedoch auf einen bestimmten 
(immissionsunabhängigen) Standard der Emissionsminderung, wäre eine derartige Verwal-
tungsvorschrift mit dem zugrunde liegenden Gesetz nicht zu vereinbaren und damit rechts-
widrig. 

Denkbar wären demnach allenfalls noch Leitfäden oder andere rechtlich unverbindliche in-
formatorischen Handreichungen, in denen der Stand der Technik lediglich beschrieben wird. 
Da der Stand der Technik jedoch rechtlich nicht verlangt werden dürfte, würden solche Hin-
weise praktisch sicher großenteils ins Leere gehen.  



IFEU & Partner  Nachhaltiger Biogasausbau 

– 42 – 

Innerhalb einer Rechtsverordnung für (u. a. nicht genehmigungsbedürftige) Biogasanlagen 
könnten auch (ggf. zeitlich gestufte) Forderungen zur Anpassung von Bestandsanlagen an 
den stand der Technik aufgestellt werden. Ohne eine Rechtsverordnung wäre auch dies 
nicht möglich. 

b) Variante „genehmigungsbedürftige Anlagen“ 

Werden demgegenüber die maßgebenden technischen Komponenten von Biogas-
Betriebsstätten (nämlich einerseits die Vergärung zum Zwecke der Biogaserzeugung, ande-
rerseits die Stromerzeugung aus Biogas) entweder stets oder jedenfalls schon bei relativ 
kleinen Anlagengrößen als (immissionsschutzrechtlich bzw. umweltrechtlich) genehmi-
gungsbedürftig eingestuft, so gilt für die betreffenden technischen Einrichtungen auf Grund 
Gesetzes automatisch die Grundpflicht der Einhaltung des Standes der Technik der Emis-
sionsminderung.  

In diesem Falle fehlte es im Übrigen nur noch an der Festlegung genauerer Konkretisierun-
gen (z.B. in Gestalt von Emissionsgrenzwerten oder der Vorgabe bestimmter technischer 
Minderungsmaßnahmen). Diese könnten dann entweder im Zuge einer Änderung der TA 
Luft oder (wiederum) über den Weg einer gesonderten Rechtsverordnung erfolgen. So-
lange eine entsprechende Konkretisierung fehlt, so hätten die zuständigen Behörden die ge-
setzliche Forderung nach Einhaltung des Standes der Technik unmittelbar anzuwenden. Die 
behördenseitige praktische Durchsetzung wäre dann weniger einfach, aber nicht unmöglich.  

Vorteilhaft wäre an dieser Regelungsvariante außerdem, dass auf diese Weise mit der Im-
missionsschutzbehörde eine fachlich besonders qualifizierte Stelle über die Einhaltung der 
Vorgaben wachen würde. Bei nicht genehmigungsbedürftigen Anlagen würde diese Aufgabe 
praktisch den Baugenehmigungsbehörden zufallen.  

Bietet sich die Qualifizierung von Vergärungsanlagen zur Erzeugung von Biogas sowie von 
Stromerzeugungsanlagen auf Biogasbasis als genehmigungsbedürftige Anlagen nach 
den hiesigen Erkenntnissen schon aus rein verfahrensbezogenen Erwägungen an, weil sich 
hieraus erhebliche regelungstechnische und umsetzungspraktische Vorteile für alle Beteilig-
ten ergäben (siehe oben, Kap. 1.5), so gilt das demnach auch und erste recht aus fachlicher 
bzw. materiellrechtlicher Sicht: Über den Weg einer Einstufung als genehmigungsbedürftige 
Anlage lässt sich der fachlich für geboten erachtete Emissionsminderungsstandard des 
Standes der Technik regelungstechnisch nämlich erheblich leichter umsetzen als bei nicht 
genehmigungsbedürftigen Anlagen.   

Weitergehende und insbesondere konkretere untergesetzliche Regelungen bedarf ggf. es 
unabhängig von der gewählten rechtsförmigen Konstruktion in jedem Falle für die erwogenen 
Mindestanforderungen zur Energieeffizienz sowie für die Umsetzung des Standes der Tech-
nik bei Bestandsanlagen. Erreichbar wäre das wiederum durch Änderung der TA Luft oder 
durch eine gesonderte Rechtsverordnung. 

Im Ergebnis erweist sich demnach die Variante, die maßgebenden technischen Komponen-
ten von Biogasanlagen einheitlich als (immissionsschutzrechtlich / umweltrechtlich) geneh-
migungsbedürftig einzustufen und – hieran anknüpfend – auf untergesetzlicher Ebene kon-
krete anlagenbezogene Umweltstandards festzulegen, als der bevorzugenswerte Weg.  
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2.3.2 Regelungsaufgaben anderer Rechtsvorschriften  
Für eine eigenständige Regelung außerhalb des Zusammenhangs des Anlagenzulassungs-
rechts bieten sich demgegenüber namentlich folgende Sach- bzw. Forderungskomplexe an:  

• eine Vereinheitlichung der Sicherheitsstandards im Hinblick auf wassergefährdende Stof-
fe im Rahmen des (ohnehin vor der Novellierung stehenden) anlagenbezogenen Gewäs-
serschutzrechts des Bundes, 

• Verschärfungen der düngerechtlichen Vorschriften zur Verminderung der Methanemissi-
onen aus der Ausbringung von Gärresten (und der Ausbringung von Gülle), 

• Verschärfungen der umweltbezogenen Anforderungen der Cross Compliance für 
Deutschland zur generellen Verminderung negativer Auswirkungen des Anbaus landwirt-
schaftlicher Produkte auf Natur und Umwelt (Änderungen des Direktzahlungen-
Verpflichtungengesetzes und der betreffenden Verordnung; siehe dazu Kap. M des vor-
liegenden Materialienbandes), 

• Strategien und Maßnahmen zur Ordnung der Bodennutzungen sowie zum Landschafts- 
und Naturschutz, die ihrer Art nach planerischen Charakter tragen; hierfür bietet sich 
praktisch die Regelung über die (vorhandenen) Instrumente der städtebaulichen Steue-
rung (Bauleitpläne, städtebauliche Verträge, vorhabenbezogene Bebauungspläne) an. 

2.3.3 Steuerbarkeit über förderrechtliche Bestimmungen (insb. EEG) 
Der hier aus fachlicher und regelungstechnischer Sicht befürwortete Weg der einheitlichen 
Einstufung der maßgebenden technischen Komponenten von Biogasanlagen als (immissi-
onsschutzrechtlich bzw. umweltrechtlich) genehmigungsbedürftig mit nachfolgender unterge-
setzlicher Konkretisierung bestimmter Umweltanforderungen hat allerdings einen entschei-
denden Nachteil: Er dürfte politisch schwer durchsetzbar sein. 

Zum einen dürften sich die Länder zumindest in weiten Teilen dagegen wehren, den perso-
nell in der Tendenz unterbesetzten Immissionsschutzbehörden zusätzliche Aufgaben aufzu-
bürden (die bisher in die Zuständigkeit der Baubehörden fielen). Zum anderen sind die Ar-
beitskapazitäten des BMU insbesondere durch das Großprojekt UGB vermutlich für längere 
Zeit weitgehend gebunden, so dass die Chancen zur Aufnahme einer entsprechenden legis-
lativen Initiative durch das zuständige Bundesministerium für die hier diskutierten Vorschläge 
schlecht stehen. 

In Anbetracht dessen rückt die Frage in den Vordergrund, ob die im Vorhaben entwickelten 
Umweltanforderungen nicht (zumindest teilweise) statt dessen über die einschlägigen För-
dergesetze für die erneuerbaren Energien (d.h. insbesondere über das EEG) implementiert 
werden können.  

Das Regelungssystem des EEG ist zwar für sich genommen nicht primär nicht auf die Auf-
stellung oder Durchsetzung bestimmter (allgemeiner) Umweltstandards hin ausgerichtet. Das 
bedeutet aber nicht, dass die indirekte Induzierung von umweltbezogenen Qualitätskriterien 
im System des EEG einen unverträglichen Fremdkörper darstellen müsste. Ansatzpunkte für 
die Verknüpfung des EEG-Vergütungssystems mit umweltbezogenen „Nebenanforderungen“ 
bieten insbesondere die gesetzlichen Voraussetzungen für die (Grund-) Vergütung und die 
besonderen Bedingungen für den Erhalt von zusätzlichen Boni (wie dem sog. NawaRo-
Bonus oder dem sog. Technologiebonus).  
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Auf praktikable Weise machbar ist die Verknüpfung der EEG-Vergütungsansprüche mit um-
weltbezogenen „Nebenanforderungen“ jedenfalls dann, wenn die Erfüllungskontrolle für die 
betreffenden Forderungen ihrer Art nach innerhalb des EEG-Systems stattfinden kann, ohne 
die beteiligten Akteure dadurch zu überfordern. Das bedeutet konkret:  

• Die Einhaltung der jeweiligen „Nebenanforderung“ muss durch den Netzbetreiber selbst 
(als der „Gegenpartei“ der Anlagenbetreiber im EEG-System) auf einfache Weise kontrol-
liert werden können. 

• Systemfremd ist eine Forderung daher immer dann, wenn es zu ihrer Kontrolle der Ein-
schaltung einer Behörde bedarf. 

• Umweltbezogene Nebenforderungen eignen sich für eine Verankerung im EEG-
Vergütungssystem nicht, wenn sie zu komplex oder zu differenziert sind, um auf einfache 
Weise durch die fachlich nicht besonders qualifizierten Netzbetreiber überprüft zu wer-
den. 

• Möglich ist eine Verbindung mit komplexen und differenzierten Anforderungen unter Um-
ständen jedoch, wenn insoweit an die Erfüllungskontrolle überschaubar machende Prüf- 
oder Zertifizierungsdokumente angeknüpft werden kann.  

Für die Regelbarkeit des herausgearbeiteten Anforderungsspektrums der ökologischen Op-
timierung bedeutet das konkret:  

a) Machbar erscheint eine Verankerung innerhalb des EEG-Systems (sei es für die Grund-
vergütung. oder für bestimmte Boni) für Forderungen wie:  

- die gasdichte Abdeckung der Gärrestlager (ggf. mit Restgaserfassung) und die Aus-
stattung mit einer automatischen Gasfackel, 

- die Festlegung von konkreten emissionsbezogenen Mindestanforderungen, soweit 
diese sich an wenigen, klar greifbaren und belegbaren Parametern festmachen las-
sen, 

- die Einhaltung bestimmter energetischer Mindeststandards, 

- die Aufstellung besonderer Boni für technologische Innovationen mit hieran geknüpf-
ten, besonderen umweltbezogenen Anforderungen, 

- die Festlegung einer Mindestanzahl/-quote von Substarten für den Fall des NawaRo-
Einsatzes, 

- den Ausschluss von gentechnisch veränderten Organismen, 

- den Ausschluss von Material aus Grünlandumbruch (bei Kontrolle über ein Einsatz-
stofftagebuch), 

- die Einhaltung von Cross-Compliance-Anforderungen (da diese im Betriebsprämien-
system bereits zu dokumentieren ist), 

- die Aufstellung allgemeiner (und ggf. differenzierter) umwelt- und/oder naturschutz-
bezogener Mindestanforderungen der landwirtschaftlichen Erzeugung, sofern hierfür 
ein geeignetes Zertifizierungssystem geschaffen ist.   

b) Nicht sinnvoll realisierbar erscheinen auf diesem Wege dagegen Forderungen wie: 

- die generelle Anforderung des Standes der Technik der Emissionsminderung, 
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- die Aufstellung differenzierter Einzelforderungen im Hinblick auf technische Eigen-
schaften, sofern sich diese nicht an wenigen, klar greifbaren und belegbaren Parame-
tern festmachen lassen, 

- die Einhaltung allgemeiner oder differenzierter umwelt- und/oder naturschutzbezoge-
ner Mindestanforderungen zur landwirtschaftlichen Erzeugung ohne besonderes Zer-
tifizierungssystem, 

- die Aufstellung von Forderungen hinsichtlich des Umgangs mit Reststoffen der Ver-
gärung (da sich die betreffenden Vorgängen der Kontrolle des Stromerzeugers und 
damit auch des Netzbetreibers entzieht).   

Speziell mit dem Blick auf die aktuelle Novellierung des EEG erstellte das Konsortium ein 
besonderes Arbeitspapier, indem die Möglichkeiten zur Verankerung von bestimmten ökolo-
gischen Anforderungen im Rahmen des EEG im Einzelnen erörtert wurde (siehe dazu Kap. L 
dieses Materialienbandes).   

2.4 Ergebnisse  
Das umweltrechtliche Anlagenzulassungsrecht, das bislang im Bundes-Immissions-
schutzgesetz (BImSchG) geregelt ist und demnächst voraussichtlich im Umweltgesetzbuch 
(UGB) aufgeht, eignet sich grundsätzlich gut für die Implementierung von ökologischen An-
forderungen, soweit sich diese ihrem Charakter nach als anlagenbezogen darstellen.  

Ungeeignet oder wenig geeignet zur Implementierung von Zielen der ökologischen Optimie-
rung ist das Immissionsschutzrecht daher für solche Forderungen, die  

a) keinen oder nur einen sehr schwachen Bezug zu der jeweils zu genehmigenden An-
lage selbst aufweisen,  

b) sich auf die der Einzelgenehmigung vorgelagerte Phase der Bauleitplanung bezieht 
und deshalb im Rahmen des späteren einzelnen Genehmigungsverfahrens als be-
reits „abgearbeitet“ betrachtet werden müssen, 

oder 

c) besondere, über Mindeststandards hinausgehende Innovationsanreize setzen sollen. 

Im Zentrum des über das Immissionsschutzrecht bzw. das (künftige) anlagenbezogene Um-
weltrecht erreichbaren Regelungsspektrums steht die Vermeidung von aus Umweltsicht 
problematischen Emissionen der einzelnen Anlagenkomponenten. Angestrebt werden sollte 
möglichst einheitlich für alle Biogasanlagen und ihre Komponenten (d. h. ungeachtet ihrer 
Leistung und der eingesetzten Stoffe) der im Immissionsschutzrecht für genehmigungsbe-
dürftige Anlagen allgemein übliche Vorsorgestandard (Stand der Technik). Besonders be-
deutsam ist diese Forderung für die Vermeidung von Emissionen des Treibhausgases Me-
than sowie des Schadgases Ammoniak.  

Für Bestandsanlagen bietet sich ergänzend die Aufstellung eines zeitlich gestaffelten Stu-
fenplans zur Einhaltung der Emissionsminderungsanforderungen durch geeignete Nach-
rüstmaßnahmen für die wesentlichen Emissionsquellen an. 

In gewissem Umfang können damit zugleich auch über die Emissionsthematik hinausgehen-
de Aspekte mitgeregelt werden. Sinnvoll erscheint dies – auch für andere Arten als Biogas-
anlagen – namentlich für Energieeffizienzanforderungen. Gut vorstellbar erscheint auch 
die Einbeziehung von Schulungspflichten im Hinblick auf sicherheitstechnische Fragen. 
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Zur Durchsetzung dieser Anforderungen empfiehlt es sich – wie bereits aus verfahrensrecht-
licher Sicht – die tragenden Komponenten von Biogasanlagen einheitlich als immissions-
schutzrechtlich bzw. umweltrechtlich genehmigungsbedürftige Anlagen einzustufen. Auf 
dieser Grundlage würde auf Grund Gesetzes automatisch die Grundpflicht der Einhaltung 
des Standes der Technik der Emissionsminderung gelten. Nähere Konkretisierungen könn-
ten in der TA Luft oder in einer gesonderten Rechtsverordnung erfolgen. Der Stand der 
Technik würde aber als allgemeingültiger Anforderungsmaßstab auch ohne nähere unterge-
setzliche Konkretisierungen einzuhalten sein.   

Für eine eigenständige Regelung außerhalb des Zusammenhangs des Anlagenzulassungs-
rechts bieten sich demgegenüber namentlich folgende Sach- bzw. Forderungskomplexe an:  

- die Festlegung von einheitlichen Sicherheitsstandards im Hinblick auf wassergefähr-
dende Stoffe (Regelungsort: anlagenbezogenes Gewässerschutzrecht), 

- höhere Anforderungen im Hinblick auf die Verminderung der Methanemissionen aus 
der Ausbringung von Gärresten und der Ausbringung von Gülle (Regelungsort: Dün-
gerecht), 

- Verschärfungen der umweltbezogenen Anforderungen der Cross Compliance für 
Deutschland zur generellen Verminderung negativer Auswirkungen des Anbaus 
landwirtschaftlicher Produkte auf Natur und Umwelt (Regelungsort: Direktzahlungen-
Verpflichtungengesetz und -verordnung; siehe dazu auch Teil M-1 des Materialien-
bandes). 

- Strategien und Maßnahmen zur Ordnung der Bodennutzungen sowie zum Land-
schafts- und Naturschutz, die ihrer Art nach planerischen Charakter tragen; hierfür 
bietet sich praktisch die Regelung über die (vorhandenen) Instrumente der städtebau-
lichen Steuerung (Bauleitpläne, städtebauliche Verträge, vorhabenbezogene Bebau-
ungspläne) an. 

Die im Vorhaben entwickelten Umweltanforderungen können allerdings zumindest in wesent-
lichen Teilbereichen stattdessen auch über die einschlägigen Fördergesetze für die erneuer-
baren Energien – d.h. insbesondere über das EEG – implementiert werden.  

Auf praktikable Weise machbar ist die Verknüpfung der EEG-Vergütungsansprüche bzw. be-
sonderer Boni mit umweltbezogenen „Nebenanforderungen“, sofern die Erfüllungskontrolle 
für die betreffenden Forderungen ihrer Art nach innerhalb des EEG-Systems stattfinden 
kann, ohne die beteiligten Akteure dadurch zu überfordern. Das bedeutet vor allem, dass die 
Akteure des EEG die Einhaltung der jeweiligen Anforderungen auf einfache Weise ohne Ein-
schaltung von Behörden selbst kontrollieren können müssen. Umweltbezogene „Nebenforde-
rungen“ zur EEG-Vergütung müssen daher vor allem „griffig“ sein. Die Verknüpfung von 
EEG-Vergütungsregelungen mit komplexeren und differenzierteren Anforderungen ist nur 
sinnvoll möglich, wenn insoweit an die Erfüllungskontrolle überschaubar machende Prüf- o-
der Zertifizierungsdokumente angeknüpft werden kann 

Die Regelbarkeit ökologischer Anforderungen in den Rechtsvorschriften verschiedener 
Rechtsgebiete kann zusammenfassend wie folgt bewertet werden:  
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Tabelle 4: Regelbarkeit ökologischer Anforderungen in verschiedenen Rechtsgebieten  
(Quelle: eigene) 

Regelungsort  BImSchG / UGB I 
 
Steuerungsziel  

Regelung 
für gen.-
bed. Anla-
gen* 

Regelung 
für nicht 
gen.-bed. 
Anlagen** 

EEG / 
Förderre-

gelun-
gen*** 

Sonstige mögliche / 
geeignete            

Regelungsorte 

Vermeidung problem. 
Immissionen 

++ + +   

Minderung Emissionen 
(Stand der Technik) 

++ + +   

Sicherer Umgang mit 
wassergefärd. Stoffen  

++ - - Wasserrecht 

Anforderungen an Anla-
gensicherheit 

++ + +   

Energetische Anforde-
rungen / Anreize 

+           + ++   

Vermeidung von Land-
schaftsbeeinträchtig. 

- - - BauGB, Naturschutz 

Umweltgerechte Aus-
bringung von Gärresten 

- - - Dünge-/ Abfallrecht 

Umweltgerechte Erzeu-
gung / Auswahl von 
Einsatzstoffen 

- - +  Agrarrecht, Agrar-
förderrecht 

* Regelbar durch gesonderte Verordnung oder durch Änderung der TA Luft 

** Regelbar durch gesonderte Verordnung  
*** Regelbar durch Gesetz (oder nach Gesetzesänderung durch Verordnung) 
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